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Drittes Gesetz 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershille für Landwirte 

Vom 13. August 1965 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl III 8251-4 1 ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 2 ) 
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Neu¬ 
regelung der Altershilfe für Landwirte vom. 3. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 845), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über eine Alters¬ 
hilfe für Landwirte vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 353), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vorzeitiges Altersgeld erhalten Wit¬ 
wen und Witwer landwirtschaftlicher Unter¬ 
nehmer, wenn sie selbst nicht landwirtschaft¬ 
liche Unternehmer ira Sinne des § 1 sind und 
wenn 

a) der verstorbene Ehegatte Anspruch auf 
vorzeitiges Altersgeld hatte und die Ehe 
vor Vollendung seines 65. Lebensjahres 
geschlossen war oder 

1) Ändert Bundesfjoselzb]. III 6251-1, 8251-2, 8251-3 
*] Bundesgesetzbl. 111 8251 1 


b) die Witwe oder der Witwer erwerbsun-’ 
fähig im Sinne des § 1247 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung ist." 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Voraussetzung für die Gewährung des vor¬ 
zeitigen Altersgeldes nach Absatz 2 Buch¬ 
stabe b ist, daß der verstorbene Unternehmer 
für mindestens 60 Kalendermonate Beiträge 
an die landwirtschaftliche Alterskasse gezahlt 
hat." 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Altersgeld beträgt für den verheirate¬ 
ten Berechtigten 150 Deutsche Mark, für den 
unverheirateten Berechtigten 100 Deutsche Mark 
monatlich." 

3. Nach § 5 werden folgende §§ 5 a, 5b, 5c und 5 d 
eingefügt: 

„§ 5a 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit eines nach diesem 
Gesetz Beitragspflichtigen infolge von Krankheit 
oder anderen Gebrechen oder Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte gefährdet 
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oder gemindert, so kann die landwirtschaftliche 
Alt.ersk.assc Maßnahmen zur Erhaltung, Besse¬ 
rung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähig¬ 
keit gewähren, wenn durch sie die Erwerbsfähig¬ 
keit voraussichtlich erhalten, wesentlich gebes¬ 
sert oder wiederhergestellt werden kann. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Empfänger 
von vorzeitigem Altersgeld, Ehegatten sowie 
Witwen und Witwer der nach diesem Gesetz 
Bei tr a g spflidi Ligen. 

(3) Soweit nach Gesetz oder Satzung für die 
Durchführung von Maßnahmen im Sinne des 
Absatzes 1 der Träger eines anderen Zweiges 
der Sozialversicherung oder eine sonstige durch 
Gesetz verpflichtete Stelle zuständig ist, bleiben 
deren Verpflichtung und Zuständigkeit unbe¬ 
rührt. 

§ 5b 

(1) Die Maßnahmen nach § 5 a Abs. 1 er¬ 
strecken sich auf stationäre Heilbehandlung 
und die Gewährung von Ersatzleistungen. Zum 
Zwecke der Durchführung dieser Maßnahmen 
arbeiten che landwirtschaftlichen Alterskassen 
und der Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen zusammen. 

(2) Die stationäre Heilbehandlung umfaßt 
Maßnahmen in bestehenden Einrichtungen, wie 
Krank enanstal ton, Heils Latte n, Kureinrichtungen 
und SpeziaIcjiistalten sowie Behandlung in Kur- 
und Badeorten. 

(3) Während der stationären Heilbehandlung 
eines landwirtschaftlichen Unternehmers oder 
seines mitarbeitenden Ehegatten gewährt die 
landwirtschafUiche Alterskasse Ersatzleistungen 
in der Regel bis zur Dauer von höchstens drei 
Monaten. Ersatzleistungen sind die Gestellung 
einer Ersalzkraft oder die Gewährung eines Er¬ 
satzgel des in Höhe von 20 Deutsche Mark täg¬ 
lich. Eine Ersatzkraft soll nicht gestellt werden, 
wenn der landwirtschaftliche Unternehmer stän¬ 
dige familienfremde Arbeitskräfte beschäftigt. 

(4) Die zur Durchführung der Absätze 2 und 3 
erforderlichen allgemeinen Richtlinien erläßt die 
landwirtschaftliche Alterskasse im Einverneh¬ 
men mit dem Gesamt verband der landwir tschaf t- 
1 ic:hen Alterskassen. 

§ 5c 

(1) Die Durchführung der stationären Heilbe¬ 
handlung bedarf der Zustimmung des Betreuten, 

( 2 ) § 1243 der Reichsversicherungsordnung 
gilt für landwirtschaftliche Unternehmer und 
Empfänger von vorzeitigem Altersgeld entspre¬ 
chend. § 1244 Abs. 1 der Rcichsversicberungsord- 
nung gilt für die landwirtschaftlichen Alterskas¬ 
sen entsprechend. 

§ 5 d 

(1) Die landwirtschaftlichen Alterskassen kön¬ 
nen weitere Mittel aufwenden, um allgemeine 
Maßnahmen oder Einzelmaßnahmen im Inter¬ 
esse der beitragspflichtigen landwirtschaftlichen 


Unternehmer zu fördern oder durchzuführen. 
Entstehen den landwirtschaftlichen Alterskassen 
besondere Aufwendungen dadurch, daß sie Be¬ 
triebshelfer anderen Einrichtungen zur Verfü¬ 
gung stellen, so sind ihnen diese Aufwendungen 
zu erstatten. § 5b Abs. 4 findet entsprechende 
Anwendung. 

(2) Beschlüsse der landwirtschaftlichen Alters¬ 
kassen über allgemeine Maßnahmen auf Grund 
des Absatzes 1 bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde.” 

4. In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„In den Fällen des § 3 Abs. 1 Buchstabe a, § 3 
Abs. 2 Buchstabe a, § 26 Abs. 10 Buchstabe a und 
§ 27 Abs. 5 Buchstabe a wird das Altersgeld vom 
Beginn des Monats an gewährt, in dem die Vor¬ 
aussetzungen erfüllt sind." 

5. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „12" durch die 
Zahl „16" ersetzt. 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Beitragsbefreiung tritt mit Beginn des 
Monats ein, in dem die Voraussetzungen er¬ 
füllt sind." 

b) Absatz 4 Satz 2 wird gestrichen. 

7. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Personen, die nach diesem Gesetz minde¬ 
stens 36 Kalendermonate beitragspflichtig waren 
sowie deren Witwen oder Witwer können inner¬ 
halb von zwei Jahren nach dem Ende der Bei¬ 
tragspflicht oder nach Zustellung des Bescheides 
über die Aufnahme in das Mitgliederverzeichnis 
gegenüber der landwirtschaftlichen Alterskasse 
erklären, daß sie die Entrichtung von Beiträgen 
fortsetzen wollen. Die Erklärung kann bei Vor¬ 
liegen der übrigen Voraussetzungen auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist abgegeben 
werden, wenn im Anschluß an die Beitragspflicht 
Beiträge tatsächlich regelmäßig gezahlt worden 
sind. Die Erklärung begründet Beitragspflicht 
vom Beginn des Monats an, der auf das Ende der 
Beitragspflicht nach Satz 1 folgt, mindestens bis 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres oder bis 
zum Beginn der Zahlung des vorzeitigen Alters¬ 
geldes." 

8. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

„Nachentrichtung von Beiträgen 
§ 21 a 

Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundes- 
vertriebenengesetzes, die vor der Vertreibung 
landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des 
§ 1 oder Ehegatte eines solchen Unternehmers 
waren, können Beiträge für höchstens 90 Kalen¬ 
dermonate nachentrichten, wenn sie für die 
Dauer von mindestens 90 Kalendermonaten bei¬ 
tragspflichtig nach diesem Gesetz waren." 
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9. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „und seiner 
Familie" gestrichen; 

b) in Absatz 3 wird das Wort „verheirateten" 
gestrichen; 

c) in Absatz 7 werden die Worte „bis zur 
Hälfte" ersetzt durch die Worte „um ein 
Viertel". 

10. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „an diesem 
Tage" gestrichen; 

b) in Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „bis 
zur Hälfte" ersetzt durch die Worte „um ein 
Viertel"; 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 26 Abs. 3, 5, 6 und 8 gilt entspre¬ 
chend."; 

d) Absatz 5 Buchstabe a erhält folgende Fas¬ 
sung: 

„a) die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Buch¬ 
stabe a erfüllt sind oder". 

11. Nach § 27 werden folgende §§ 27 a und 27 b ein¬ 
gefügt: 

„§27a 

(1) Bei Personen, die in der Zeit vom 1. Okto¬ 
ber 1957 bis zum 31. Juli 1963 in den Gebieten, 
die auf Grund des deutsch-niederländischen Aus¬ 
gleichsvertrages vom 8. April 1960 (Bundesge- 
setzbl. 1963 II S. 458) in die Bundesrepublik 
Deutschland eingegliedert worden sind, land¬ 
wirtschaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 
oder Ehegatte eines solchen Unternehmers 
waren, wird diese Zeit als Beitragszeit im Sinne 
dieses Gesetzes angerechnet. 

(2) Die Leistungen werden frühestens vom 
1.August 1963 an gewährt. 

§ 27 b 

Für Personen, die am 1. Oktober 1957 das 
50. Lebensjahr vollendet hatten, gilt § 4 Abs. 5 
nicht für die Zeit nach Vollendung des 65. Le¬ 
bensjahres, wenn für 90 Kalendermonate Bei¬ 
träge zu einer landwirtschaftlichen Alterskasse 
entrichtet sind." 

12 . Nach § 28 werden folgende §§ 28 a, 28 b und 
28 c angefügt: 

„§ 28a 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige eines 
landwirtschaftlichen Unternehmers, die am 
1. Mai 1965 das 50. Lebensjahr vollendet haben, 
erhalten Altersgeld nach Maßgabe der folgen¬ 
den Vorschriften. 

(2) Als mitarbeitende Familienangehörige gel¬ 
ten Verwandte bis zum dritten Grade und Ver¬ 
schwägerte bis zum zweiten Grade sowie Pflege¬ 
kinder (Personen, mit denen der Berechtigte 


durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie in 
seinen Haushalt aufgenommen hat und zu den 
Kosten ihres Unterhaltes nicht unerheblich bei¬ 
trägt), uneheliche Kinder und an Kindes Statt 
angenommene Kinder eines landwirtschaftlichen 
Unternehmers im Sinne des § 1 oder seines Ehe¬ 
gatten, die in seinem landwirtschaftlichen Unter¬ 
nehmen hauptberuflich tätig sind. 

§ 28 b 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige, die am 
1. Mai 1965 das 50. Lebensjahr vollendet hatten, 
können Beiträge zur landwirtschaftlichen Alters¬ 
kasse entrichten, wenn sie während der zehn 
Jahre, die dem 1. Mai 1965 oder dem Eintritt der 
Erwerbsunfähigkeit vorausgegangen sind, min¬ 
destens 60 Kalendermonate mitarbeitender Fa¬ 
milienangehöriger im Sinne des § 28 a Abs. 2 
waren. Der Beitrag beträgt die Hälfte des in § 7 
Abs. 2 genannten Betrages. 

(2) Für die Zeit vom 1. Oktober 1957 an, in der 
sie mitarbeitende Familienangehörige waren, 
können diese Personen Beiträge nachentrichten. 
Der Beitrag beträgt die Hälfte des Betrages, den 
landwirtschaftliche Unternehmer für den glei¬ 
chen Zeitraum zu entrichten hatten. § 29 Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung gilt nicht. 

§ 28c 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige erhal¬ 
ten Altersgeld oder vorzeitiges Altersgeld, wenn 
sie selbst nicht landwirtschaftlicher Unternehmer 
im Sinne des § 1 sind und 

a) das 65. Lebensjahr vollendet haben oder er¬ 
werbsunfähig im Sinne des § 1247 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung sind und 

b) während der 25 Jahre, die der Vollendung 
des 65. Lebensjahres vorausgegangen sind, 
mindestens 180 Kalendermonate oder wäh¬ 
rend der zehn Jahre, die dem Eintritt der Er¬ 
werbsunfähigkeit vorausgegangen sind, min¬ 
destens 60 Kalendermonate mitarbeitender 
Familienangehöriger waren und 

c) für die Zeit vom 1. Oktober 1957 oder danach 
vom Beginn der Tätigkeit als mitarbeitender 
Familienangehöriger an bis zur Vollendung 
des 65. Lebensjahres oder bis zum Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit für jeden Kalender¬ 
monat, in dem sie mitarbeitender Familien¬ 
angehöriger waren, Beiträge zur landwirt¬ 
schaftlichen Alterskasse entrichtet haben. 

§ 26 Abs. 5 und 6 Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) Das Altersgeld und das vorzeitige Alters¬ 
geld betragen die Hälfte des in § 4 Abs. 1 für 
einen unverheirateten Berechtigten genannten 
Betrages. Die Zahlung des Altersgeldes beginnt 
frühestens am 1. Mai 1965. 

(3) Im übrigen gelten die das Altersgeld und 
das vorzeitige Altersgeld betreffenden Vorschrif¬ 
ten mit Ausnahme des § 4 Abs. 5 entsprechend. 



804 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1965, Teil I 


(4) Mitarbeitenden Familienangehörigen kön¬ 
nen Maßnahmen nach §§ 5 a und 5 b mit Aus¬ 
nahme der Ersatzleistungen gewährt werden, 
wenn sie für mindestens 60 Kalendermonate Bei¬ 
träge entrichtet haben. § 5c gilt 

(5) Zur Erfüllung der Voraussetzung des Ab¬ 
satzes 1 Buchstabe b werden Zeiten einer Tätig¬ 
keit als landwirtschaftlicher Unternehmer ange¬ 
rechnet. Zur Erfüllung der Voraussetzung des 
Absatzes J Buchstabe c worden Zeiten einer Bei- 
tragsent.rieh lang als landwirtschaftlicher Unter¬ 
nehmer angerechnet; dies gilt auch für die Er¬ 
füllung der Voraussetzung des Absatzes 4 
Satz 1." 


Artikel 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Al¬ 
tershilfe für Landwirte 3 ) vom 3. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 845) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 353) wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Zeit, in der sie nach dem 1. Ok¬ 
tober 1957 landwirtschaftliche Unternehmer 
im Sinne des Artikels 1 § 1 waren, können 
diese Personen sowie deren Witwen und Wit¬ 
wer zur Erfüllung der Voraussetzungen des 
Artikels 1 § 27 Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 5 
Satz 3 Beiträge nachentrichten." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „bis zum 31. De¬ 
zember 1963" durch die Worte „bis zum 31. De¬ 
zember 1966" ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Worte „bis zum 31. De¬ 
zember 1964" durch die Worte „bis zum 31. De¬ 
zember 1966" ersetzt. 

2. § 7a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Landwirtschaftliche Unternehmer im 
Sinne des Artikels 1 § 1, die nach § 8 Abs. 2 
und 3, § 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 1229 
Abs. 1 Nr. 2 bis 5 der ReichsversicherungsOrd¬ 
nung und § 8 Abs. 6 des Gesetzes über eine 
Altershilfc für Landwirte vom 27. Juli 1957 
nicht boitragspflichtig waren, jedoch nach. Arti¬ 
kel 1 § 9 Abs. 1 des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte vom 3. Juli 1961 
beitragspflichtig geworden sind und sich nach 
Artikel 1 § 9 Abs. 2 dieses Gesetzes von der 
Beitragspflicht nicht haben befreien lassen, 
können für die Zeit vor dem 31. Dezember 1961 
Beiträge nachentrichten."; 

b) In Absatz 2 werden die Worte „31. Dezember 
1964" durch die Worte „31. Dezember 1966" 
ersetzt. 


3. Nach § 7 a wird folgender § 7 b eingefügt: 

„§7b 

Zur Erfüllung der Voraussetzung des Arti¬ 
kels 1 § 2 Abs. 1 a Buchstabe b können ehemalige 
landwirtschaftliche Unternehmer Beiträge nach¬ 
entrichten, wenn sie 

a) das Unternehmen am 1. April 1963 abgegeben 
hatten, 

b) während der 25 Jahre, die der Abgabe vor¬ 
ausgegangen sind, mindestens 180 Kalender¬ 
monate Unternehmer eines im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes liegenden landwirtschaftlichen 
Unternehmens im Sinne des Artikels 1 § 1 
waren und 

c) für die Zeit, in der sie nach dem 1. Oktober 
1957 landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des Artikels 1 § 1 waren, Beiträge an die land¬ 
wirtschaftliche Alterskasse entrichtet haben. 

§ 29 Abs. I der Reichsversicherungsordnung gilt 
nicht. “ 

Artikel 3 

Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 4 ) vom 23. Mai 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 353) wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.$ 1 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
in der Fassung des Artikels 1 gilt im Saarland mit 
folgenden Abweichungen und Ergänzungen: 

1. § 2 Abs. 1 a gilt mit der Maßgabe, daß den 
landwirtschaftlichen Unternehmern im Saar¬ 
land, die vor dem 1. April 1968 erwerbsunfä¬ 
hig werden, und die für die Zeit vom 1. April 
1963 an, in der sie landwirtschaftlicher Unter¬ 
nehmer im Sinne des § 1 waren, Beiträge an 
die landwirtschaftliche Alterskasse gezahlt 
haben, auch dann vorzeitiges Altersgeld zu 
gewähren ist, wenn sie für weniger als 60 Ka¬ 
lendermonate Beiträge entrichtet haben. 

2. Die in § 3 Abs. 4 genannte Voraussetzung gilt 
bis zum 31. März 1968 auch dann als erfüllt, 
wenn für weniger als 60 Kalendermonate Bei¬ 
träge entrichtet sind. 

3. § 9 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b gilt mit der 
Maßgabe, daß die Versicherungspflicht nach 
dem Gesetz Nr. 433 vom 7. Juli 1954 (Amts¬ 
blatt des Saarlandes S. 834) nicht als Versiche¬ 
rungspflicht im Sinne dieser Vorschrift gilt. 

4. § 21 Abs. 1 gilt bis zum 31. März 1966 mit der 
Maßgabe, daß die Entrichtung von Beiträgen 
auch dann fortgesetzt werden kann, wenn seit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes im Saarland 
Beitragspflicht bestanden hat. 

5. In § 26 Abs. 1 und in § 27 Abs. 1 werden die 
Worte „1. Oktober 1957" ersetzt durch die 
Worte „1. April 1963". 


3) Bundeygesclzfo]. III 8251-2 


4} Bundesgesetzbl. III 8251-3 
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6. In § 26 Abs. 10 worden die Worte „1. Oktober 
1957" ersetzt durch die Worte „1. April 1963". 

7. § 26 Abs. 10 Satz 3 gilL bis zum 30. September 
1970 mit der Maßgabe, daß Absatz 7 keine 
Anwendung findet, wenn seit dein 1. April 
1963 Beiträge zur landwirtschaftlichen Alters¬ 
kasse entrichtet sind. 

8. In § 27 Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 5 Buch¬ 
stabe b werden die Worte „nach dem 1. Ok¬ 
tober 1957" ersetzt durch die Worte „nach 
dem 1. April 1963". 

9. In § 27 b werden die Worte „1. Oktober 1957" 
ersetzt durch die Worte „1. April 1963", 

10. In § 28 werden die Worte „1. Januar 1957" 
durch die Worte „1. Januar 1963" und die 
Worte „30. September 1958" durch die Worte 
„30. September 1964" ersetzt. 

11. In § 28 b Abs. 2 werden die Worte „1. Oktober 
1957" durch die Worte „1. April 1963" ersetzt. 

12. In § 28 c Abs. 1 Buchstabe c: werden die Worte 
„1. Oktober 1957" durch die Worte „1. April 
1963" ersetzt, 

13. § 28 c Abs. 4 gilt bis zum 31. März 1968 mit 
der Maßgabe, daß den mitarbeitenden Fami¬ 
lienangehörigem im Saarland die Maßnahmen 
nach §§ 5a und 5b mit Ausnahme der Ersatz¬ 
leistungen auch dann gewährt werden, wenn 
sie vom 1. April 1963 an für die Zeit, in der 
sie mitarbeitende Familienangehörige waren, 
Beiträge entrichtet haben." 

2, § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte in der Fassung des Ar¬ 
tikels 2 gilt mit der Maßgabe, daß § 7 b Buch¬ 
stabe c für landwirtschaftliche Unternehmer im 
Saarland nicht gilt." 

Artikel 4 

§ 1 

Ist ein Antrag nach den Vorschriften des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 
oder des Gesetzes zur Neuregelung der Altershilfe 
für Landwirte vom 3. Juli 1961 oder des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte vom 23. Mai 1963 rechtskräftig oder bin¬ 
dend ab gelehnt worden, so ist auf Antrag zu prüfen, 
ob die Vorschriften dieses Gesetzes günstiger sind. 
Ist dies der Fall, so sind die Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes anzuwenden. Eine Prüfung von Amts wegen 
ist nicht ausgeschlossen. 

§ 2 

Die Erklä rung über die Weiterentrichtung von Bei¬ 
trägen nach § 21 Abs. 1 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte kann auch nach Ablauf der 
Zweijahresfrist bis zum 31. Dezember 1966 abgege¬ 
ben werden, sofern die übrigen Voraussetzungen 
vorliegen. 


§ 3 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem Bun¬ 
desversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum Le¬ 
bensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, den 
Leistungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz, 
dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz für 
Jugendwohlfahrt, dem Wohngeld (Miet- und Lasten¬ 
zuschüsse) nach dem Wohngeldgesetz in der Fas¬ 
sung vom 1. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 177) 
und den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten 
im Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach 
den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzei¬ 
ger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung 
oder die Höhe der Leistungen von anderem Einkom¬ 
men abhängig ist, bleiben die Erhöhungsbeträge, die 
nach Artikel 1 § 4 Abs. 1 vom 1. Mai 1965 an zu lei¬ 
sten sind, für die Monate Mai bis einschließlich 
Oktober 1965 bei den Ermittlungen des Einkommens 
unberücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in 
Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei der Ge¬ 
währung von Übergangsgeld während der Durch¬ 
führung von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung 
oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch 
einen Rentenversicherungsträger und bei der Ge¬ 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenver¬ 
sicherung und der Arbeitslosenhilfe nicht zu berück¬ 
sichtigen, 

(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom¬ 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar¬ 
land mit der Maßgabe, daß das Bundesentschädi¬ 
gungsgesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter 
Berücksichtigung ihrer im Saarland geltenden Fas¬ 
sung anzuwenden sind. 

§ 4 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
gibt den Wortlaut des Gesetzes über eine Alters¬ 
hilfe für Landwirte in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung der Altershilfe für Landwirte vom 
3. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 845) und des Arti¬ 
kels 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Altershilfe 
für Landwirte, geändert durch das Gesetz zur Ände¬ 
rung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land¬ 
wirte vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 353), 
in der nach diesem Gesetz geltenden Fassung in 
neuer Paragraphenfolge bekannt und beseitigt da¬ 
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts. 

Artikel 5 

Den landwirtschaftlichen Alterskassen wird die 
Aufgabe übertragen, für den Bund die im Bundes¬ 
haushalt bereitgestellten Mittel der Investitions¬ 
hilfe für landwirtschaftliche Betriebe (Einzelplan 10 
Kapitel 10 02 Titel 959) nach Maßgabe von Richt¬ 
linien, die vom Bundesminister für Ernährung, Land¬ 
wirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundesmini¬ 
ster für Arbeit und Sozialordnung erlassen werden, 
auszuzahlen. 
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Artikel 6 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Drillen Obcrleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesyesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom l.Mai 
1965 in Kraft. 

(2) Für die Zeit vom l.Mai 1965 bis zum 31. De¬ 
zember 1965 wird ein Beitrag von 12 Deutsche Mark 
monatlich für landwirtschaftliche Unternehmer und 
von 6 Deutsche Mark monatlich für mitarbeitende 
Familienangehörige erhoben. 


Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Ge¬ 
setz die nach Artikel 113 des Grundgesetzes erfor¬ 
derliche Zustimmung erteilt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 13. August 1965 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Bundeskanzler 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozial Ordnung 

Blank 

Der Bund es minister der Finanzen 
Dr. Dahl grün 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Schwarz 
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Verordnung 

zur Durchführung des Blindenwarenvertriebsgesetzes 
(DVO BliwaG) 

Vom 11. August 1965 

Sammlung des Dundesrechts , BundesgesetzbL III 7120-2-1 i ) 


Auf Grund des § 9 Nr. 1 bis 4 des Blindenwaren- 
vertriobsgesolzes vom 9. April 1905 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 311) wird im Bin vernehmen mit dem Bun- 
desminisler des Innern verordnet: 

§ 1 

Als Blinden waren dürfen vertrieben werden: 

1. Bürsten und Bosen aller Art, mit Ausnahme der 
in § 2 Abs. 1 Nr. 2 bezeichne Len Waren, 

2. Körbe aller Art. sowie Rahmen- und Stuhlflecht¬ 
arbeiten, 

3. Doppel-, Rippen-, Gitter- und Gliedermatten, 

4. mit Rahmen oder Bandwebstühlen oder mit ein¬ 
fachen mechanischen Webstühlen hergestellte 
Webwaren, 

5. Strick-, Knüpf- und Häkelwaren und durch Hand¬ 
strickinaschmen hergeslellte Waren, 

6. kunstgewerbliche Töpfer- und Keramikerwaren, 

7. F e d e r w ä s ch ekl am me r n. 

§ 2 

(1) Als Zusatzwaren dürfen vertrieben werden: 

1. Korb waren, mit Ausnahme der in § 1 Nr. 2 be¬ 
zeichne ten Waren, insbesondere Korbmöbel, 
Korbsessel, Wäschetruhen sowie Teppichklopfer 
und Baumbänder, 

2. Zahnbürsten, doppelte Handwaschbürsten und 
Pinsel, 

3. Wäscheleinen und Seilerwaren, 

4. Stahldrahtbesen, Stahldrahtbürsten und überwie¬ 
gend von ITand he rg cs teilte Reisstrohbesen, 

5. Stiele und Stielhaller, 

6. Velourmalten, Vorleger aus Gummi oder Kunst¬ 
stoff, 

7. Staubbesen (Mops), Staubfederwedel, Bohner¬ 
wachsverteiler, Fensterleder und Schwämme. 

(2) Der Erlös aus dem Verkauf der Zusatzwaren 
darf bei Blindenwerkstätten und bei Zusammen¬ 
schlüssen von Blinden Werkstätten 25 vom Hundert 
des Gesamterlöses aus dem Verkauf von Blinden¬ 
waren und Zusatz waren während des Kalenderjah¬ 
res nicht übersteigen. 

§ 3 

(1) Die Inhaber von Blindenwerkstätten und die 
mit der Leitung von Blinden Werkstätten oder von 
Zusammenschlüssen von Blindenwerkstätten beauf¬ 
tragten Personen haben spätestens bis zum fünf¬ 
zehnten Tage eines jeden Kalenderhalbjahres eine 
Aufzeichnung über den Erlös aus dem Verkauf von 
Blindenwaren und Zusatzwaren während des voran- 
gegangenen Kalenderhalbjahres anzufertigen. Aus 
der Aufzeichnung müssen, nach Blinden waren und 
Zusatzwaren getrennt, die verkaufte Menge und 
der Erlös jeder der in §§ 1 und 2 Abs. 1 bezeichneten 
Warengruppen ersichtlich sein. Die Aufzeichnungen 
sind in deutscher Sprache vorzunehmen; § 43 Abs. 3 
des Handelsgesetzbuches gilt sinngemäß. 


(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben über 
die Erlöse aus dem Verkauf von Blindenwaren und 
Zusatzwaren Unterlagen und Belege zu sammeln. 
Aus den von ihnen ausgestellten Unterlagen und Be¬ 
legen müssen beim Vertrieb an Großverbraucher 
folgende Angaben ersichtlich sein: 

1. Bezeichnung, Menge und Preis der veräußerten 

Waren, 

2. Rechnungsdatum, 

3. Name und Anschrift des Käufers. 

In den übrigen Fällen genügen als Unterlagen und 
Belege die für die Auslieferung der bestellten 
Waren bestimmten Listen, wenn aus ihnen das Da¬ 
tum der Auslieferung, der Name und die Anschrift 
des Auslieferers sowie Bezeichnung, Menge und 
Preis der veräußerten Waren ersichtlich sind. 

(3) Die Aufzeichnungen, Unterlagen und Belege 
sind drei Jahre in den Geschäftsräumen aufzube¬ 
wahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem 
Schluß des Kalenderjahres, für das Aufzeichnungen 
zu machen sowie Unterlagen und Belege zu sammeln 
waren. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für den Ver¬ 
trieb von Blindenwaren in offenen Verkaufsstellen 
sowie im Wege des Versandes. 

(5) Eine nach anderen Vorschriften bestehende 
Pflicht zur Führung von Büchern und zur Aufbewah¬ 
rung von Unterlagen und Belegen bleibt unberührt. 

§ 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 11 Abs. 2 Nr. 5 des 
Blindenwarenvertriebsgesetzes handelt, wer vorsätz¬ 
lich oder fahrlässig entgegen § 3 eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht¬ 
zeitig anfertigt, Unterlagen oder Belege nicht sam¬ 
melt oder Aufzeichnungen, Unterlagen oder Belege 
nicht aufbewahrt. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 14 des Blinden- 
warenvertriebsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün¬ 
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über den Vertrieb von 
Blindenwaren 2 ) vom 31. Mai 1954 (BundesgesetzbL I 
S. 131), zuletzt geändert durch die Zweite Verord¬ 
nung zur Durchführung des Gesetzes über den Ver¬ 
trieb von Blindenwaren vom 20. Februar 1962 (Bun¬ 
desgesetzbL I S. 173), außer Kraft. 

Bonn, den 11. August 1965 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
In Vertretung 
Langer 


1) Hebt auf Bundesyesolzbl. III 7120-2-1 


2) BundesgesetzbL III 7120-2-1 



803 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1965, Teil I 


Verordnung 

über das Trennungsgeld bei Versetzungen und Abordnungen im Inland 
(Trennungsgeld Verordnung — TGV) 

Vom 12. August 1965 

Sammlung des Bundesrechls , BundesgeselzbL 111 2032-3-2 l ) 


Auf Grund dos § 15 Abs. 1 des Bundesumzugs¬ 
kostengesetzes vom 8. April 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 253) und des § 22 dos Bundesreisekostengesetzes 
vom 20. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) wird 
verordnet: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Ein Beamter, der zu einer Dienststelle außer¬ 
halb seines bisherigen Dienstortes und seines Wohn¬ 
ortes abgeordnet (§ 27 des Bundesbeamtengesetzes) 
oder aus dienstlichen oder mit Zusage der Umzugs¬ 
kostenvergütung aus zwingenden persönlichen 
Gründen versetzt (§ 26 des Bundesbeamtengesetzes, 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 6, Abs. 4 Satz 1 des Bun¬ 
des umzugskostongosetzos) ist, erhält für die ihm da¬ 
durch entstehenden Mohrauslagen ein Trennungs¬ 
geld. Das gilt auch für die Aufhebung einer 
Abordnung, wenn der Beamte mit Zusage der Um¬ 
zugskostenvergütung umgezogen war, und für die 
Räumung einer Dienstwohnung am Dienstort (§ 2 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesumzugskostengesetzes), 
wenn der Beamte dadurch gezwungen ist, eine Woh¬ 
nung außerhalb des Dienstortes zu nehmen oder das 
Uinzugsgut unterzustellen. Der Abordnung steht 
eine auf Weisung der Behörde ausgeübte ent¬ 
sprechende dienstliche Tätigkeit bei einer anderen 
Stelle als einer Dienststelle innerhalb oder außer¬ 
halb des öffentlichen Dienstes gleich. Das Tren¬ 
nungsgeld gilt als Trennungsentschädigung im Sinne 
des Bundesumzugskostengesetzes und als Besch äfti- 
gungsvergülung im Sinne des Bundesreisekosten- 
gesetzes. 

(2) Der Bundesminister des Innern bestimmt, in 
welchen Fällen und in welcher Höhe ein Trennungs¬ 
geld bei der Einstellung eines Beamten an einem 
anderen Ort als dem bisherigen Wohnort gewährt 
werden kann. 

(3) Zum Diensiort und zum Wohnort gehören 
auch ihre Nachbarorte. 

(4) Der Empfänger von Trennungsgeld ist ver¬ 
pflichtet, alle Änderungen unverzüglich anzuzeigen, 
die für seine Gewährung von Bedeutung sein 
können. 

§ 2 

SonderbesÜmmimgen für Beamte, denen die 
Umzugskostenvergütimg zugesagt worden ist 

Ist dem Beamten die Umzugskostenvergütung zu¬ 
gesagt worden (§ 2 des Bundesumzugskosten- 
gesetzes), so gilt folgendes: 


1) Hebt auf Bundosgoselzbl. l'II 2032-2-2 


1. Trennungsgeld wird nur gewährt, wenn der Be¬ 
amte wegen Wohnungsma* gels am neuen Dienst¬ 
ort an einem Umzug verhindert ist. Der Beamte 
ist verpflichtet, sich fortgesetzt um eine Wohnung 
zu bemühen. Er hat jede gebotene Gelegenheit 
zum Erlangen einer Wohnung auszunutzen. Der 
Umzug darf nicht durch unangemessene An¬ 
sprüche an die Wohnung oder aus anderen nicht 
zwingenden Gründen verzögert werden. Ist der 
Beamte aus zwingenden persönlichen Gründen 
vorübergehend an einem Umzug gehindert, so 
kann Trennungsgeld bis zu zwei Monaten und 
mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde bis 
zu einem Jahr gewährt werden. 

2. Die für die Gewährung des Trennungsgeldes und 
seine Höhe maßgebenden Voraussetzungen (aus¬ 
genommen die Reisekostenstufe) müssen seit dem 
Tage erfüllt sein, an dem die Versetzung oder 
Abordnung wirksam geworden, die Dienstwoh¬ 
nung geräumt oder, falls für den Beamten günsti¬ 
ger, die Umzugskostenvergütung zugesagt wor¬ 
den ist. Werden die in § 4 Abs. 3 Satz 2 bezeich¬ 
nten Voraussetzungen erst später erfüllt oder 
ist der in Nummer 1 vorausgesetzte Umzugswille 
erst später vorhanden, so wird jedoch Trennungs¬ 
geld gewährt, wenn der Beamte auch bei Vor¬ 
liegen dieser Voraussetzungen inzwischen am 
neuen Dienstort keine angemessene und zumut¬ 
bare Wohnung hätte erhalten können. Nummer 3 
bleibt unberührt. 

3. Trennungsgeld nach § 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 wird 
nur gewährt, wenn die Ehe seit dem Tage be¬ 
standen hat, an dem die Versetzung oder Abord¬ 
nung wirksam geworden, die Dienstwohnung 
geräumt oder, falls für den Beamten günstiger, 
die Umzugskostenvergütung zugesagt worden ist. 

4. Trennungsgeld aus Anlaß der Räumung einer 
Dienstwohnung am Dienstort (§ 1 Abs. 1 Satz 2) 
wird vom Tage nach Beendigung des Umzuges 
an gewährt. 

5. Trennungsgeld wird längstens gewährt 

a) bei einem Umzug an den neuen Dienstort bis 
zum Tage vor dem Tage, für den der Beamte 
Reisekostenerstattung für seine Person nach 
§ 5 Abs. 1 des Bundesumzugskostengesetzes 
erhält, im übrigen bis zu dem Tage, an dem 
das Umzugsgut ausgeladen wird, 

b) beim Verlassen des Dienstortes infolge einer 
Versetzung oder Abordnung oder Aufhebung 
einer Abordnung bis zu dem Tage vor der 
Abreise an den neuen Dienstort. § 7 Abs. 3 
bleibt unberührt, 
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§ 3 

Arten des Trennungsgeldes 

Als Trennungsgeld werden gewährt 

1. Trennungsreisegeld, Trennungstagegeld (§ 4), 

2. Reisebeihilfen für Farnilienheimfährten (§ 5), 

3. Entschädigung bei täglicher Rückkehr zum Wohn¬ 
ort (§ 6), 

4. Mietersatz (§ 7). 

§ 4 

Trennungsreisegeld, Trennungstagegeld 

(1) Ein Beamter, der nicht täglich zum Wohnort 
zurückkehrt und dem die tägliche Rückkehr nicht 
zuzumuten ist, erhält für die ersten vierzehn Tage 
nach dem Tage der Beendigung der Dienstantritts¬ 
reise zum neuen Dienstort Trennungsreisegeld in 
Höhe des Tage- und Übernachtungsgeldes (§§ 9, 10, 
12, 13 des Bundesreisekostengesetzes). 

(2) Das Trennungsreisegeld kann entsprechend 
§ 11 Abs. 2 des Bundesreisekostengesetzes in be¬ 
sonderen Fällen bis zu weiteren achtundzwanzig 
Tagen bewilligt werden. Das gilt jedoch nicht für 
Tage, an denen der Beamte eine Dienstreise macht 
und Anspruch auf Tagegeld oder auf Vergütung 
nach § 11 des Bundesreisekostengesetzes hat. 

(3) Steht dem in Absatz 1 bezeichneten Beamten 
wegen Ablaufs der Frist nach den Absätzen 1 und 2 
kein Trennungsreisegeld zu, so erhält er Trennungs¬ 
tagegeld. Dieses beträgt, wenn der Beamte 

1. mit seinem Ehegatten in häuslicher Gemeinschaft 
lebt oder 

2. mit einem Verwandten bis zum vierten Grade, 
einem Verschwägerten bis zum zweiten Grade, 
einem Adoptiv- oder Pflegekind, Adoptiveltern, 
früheren Pflegeeltern oder einem unehelichen 
Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt und ihnen 
aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung — 
nicht nur vorübergehend — Unterkunft und 
Unterhalt ganz oder überwiegend gewährt oder 

3. mit einer Person in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
deren Hilfe er aus beruflichen oder nach amts¬ 
ärztlichem Zeugnis aus gesundheitlichen Grün¬ 
den — nicht nur vorübergehend — bedarf, 

und getrennten Haushalt führt, 
für Angehörige der Reisekostenstufe A 10,00 DM, 
für Angehörige der Reisekostenstufe B 11,00 DM, 
für Angehörige der Reisekostenstufe C 12,00 DM, 
für Angehörige der Reisekostenstufen D, E 14,00 DM. 

Erfüllt der Beamte die in Satz 2 bezeichneten Vor¬ 
aussetzungen nicht, hat er aber außerhalb des neuen 
Dienstortes einen Hausstand im Sinne des § 7 Abs, 3 
des Bundesumzugskostengesetzes, so beträgt das 
Trennungstagcgeld 

für Angehörige der Reisekostenstufe A 8,00 DM, 
für Angehörige der Reisekostenstufe B 9,00 DM, 
für Angehörige der Reisekostenstufe C 9,50 DM, 
für Angehörige der Reisekostenstufen D, E 11,00 DM. 


Erfüllt der Beamte die in den Sätzen 2 und 3 be¬ 
zeichneten Voraussetzungen nicht, so beträgt das 
Trennungstagegeld 

für Angehörige der Reisekostenstufe A 6,00 DM, 

für Angehörige der Reisekostenstufe B 6,50 DM, 

für Angehörige der Reisekostenstufe C 7,00 DM, 

für Angehörige der Reisekostenstufen D, E 7,50 DM. 

§ 12 des Bundesreisekostengesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Der Beamte erhält für volle Kalendertage eines 
Urlaubs an Stelle des Trennungsreisegeldes Ersatz 
der notwendigen Auslagen für die Unterkunft am 
Dienstort; das Trennungstagegeld wird um zwei 
Drittel gekürzt; bei Gewährung unentgeltlicher 
Unterkunft aus anderen als persönlichen Gründen 
erhält der Beamte an Stelle des gekürzten Tren¬ 
nungstagegeldes zehn vom Hundert des vollen 
Satzes. Satz 1 gilt auch für Sonn- und Feiertage und 
allgemein dienstfreie Werktage innerhalb des Ur¬ 
laubs und für einen Tag jeder Familienheimfahrt 
ohne Urlaub, für die der Beamte eine Reisebeihilfe 
erhält. 

(5) Absatz 4 gilt auch für volle Kalendertage, an 
denen der Beamte 

1. wegen einer Erkrankung vom Dienstort ab¬ 
wesend ist, 

2. sich während einer Dienstreise zum Wohnort 
(§ 16 Abs. 3 des Bundesreisekostengesetzes) an 
diesem aufhält. 

Verläßt der Beamte wegen einer Erkrankung mit 
Genehmigung des Dienstvorgesetzten den Dienst¬ 
ort, so werden ihm die Fahrkosten, höchstens jedoch 
die Kosten für die Fahrt zum Wohnort und zurück, 
wie bei einer Dienstreise erstattet. Wird der Be¬ 
amte in ein Krankenhaus am Dienstort oder in 
seiner Nähe aufgenommen, in das er ohne die Ver¬ 
setzung oder Abordnung nicht aufgenommen wor¬ 
den wäre, so erhält er für jeden vollen Kalendertag 
des Krankenhausaufenthalts an Stelle des Tren¬ 
nungsreisegeldes Ersatz der notwendigen Auslagen 
für die Unterkunft am Dienstort und fünfundzwanzig 
vom Flundert des vollen Trennungstagegeldes; an 
Stelle des Trennungstagegeldes erhält er fünfzig 
vom Flundert, bei Gewährung unentgeltlicher Unter¬ 
kunft aus anderen als persönlichen Gründen oder 
bei Aufgabe der Unterkunft fünfundzwanzig vom 
Hundert des vollen Satzes. 

(6) Nach näherer Bestimmung der obersten Dienst¬ 
behörde werden in den Fällen, in denen erfahrungs¬ 
gemäß geringere Aufwendungen am neuen Dienst¬ 
ort als sonst allgemein üblich entstehen, geringere 
Sätze des Trennungsreisegeldes oder des Tren¬ 
nungstagegeldes gewährt. 

§5 

Reisebeihilfen für Familienheimfahrten 

(1) Ein Beamter, der 

1. mit seinem Ehegatten in häuslicher Gemeinschaft 
lebt oder 

2. mit einem Verwandten bis zum vierten Grade, 
einem Verschwägerten bis zum zweiten Grade, 
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einem Adoptiv- oder Pflegekind, Adoptiveltern, 
früheren Pflegeeltern oder einem unehelichen 
Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt und ihnen 
aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung — 
nicht nur vorübergehend — Unterkunft und 
Unterhalt ganz oder überwiegend gewährt, 

erhält für jeden Monat des Bezuges von Trennungs¬ 
geld nach § 4 eine Reisebeihilfe für eine Familien¬ 
heimfahrt. Für eine Familienheimfahrt aus Anlaß 
des Todes oder einer durch ärztliche Bescheinigung 
nachgewiesenen lebensgefährlichen Erkrankung des 
Ehegatten, eines minderjährigen oder kinder¬ 
zuschlagsberechtigten Kindes oder — bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 — einer der 
dort bezeichneten Personen kann eine zusätzliche 
Reisebeihilfe gewährt werden. Für eine Familien¬ 
heimfahrt aus dem in Satz 2 bezeichneten Anlaß 
und zum Weihnachtsfest kann der Beamte eine 
Reisebeihilfe auch dann erhalten, wenn ihm Tren¬ 
nungsgeld für eine kürzere Zeit als einen Monat 
zusteht. 

(2) Andere als die in Absatz 1 Satz 1 bezeich¬ 
neten Beamten erhalten für je drei Monate des Be¬ 
zuges von Trennungsgeld nach § 4 eine Reisebei¬ 
hilfe. Aus Anlaß des Weihnachtsfestes können sie 
eine Reisebeihilfe auch dann erhalten, .wenn ihnen 
Trennungsgeld für eine kürzere Zeit als drei 
Monate zusteht. 

(3) Als Reisebeihilfe werden die Kosten der 
billigsten Fahrkarte der allgemein niedrigsten 
Klasse eines regelmäßig verkehrenden Beförde¬ 
rungsmittels vom Dienstort zum bisherigen Wohn¬ 
ort und zurück einschließlich der Kosten für 
Zu- und Abgang erstattet. Die Auslagen für Schnell¬ 
zugzuschläge werden bei Entfernungen von minde¬ 
stens hundert Kilometern, für Fernschnellzugzu¬ 
schläge bei Entfernungen von mindestens zwei¬ 
hundert Kilometern erstattet. Mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde können in besonderen Fäl¬ 
len die Auslagen für die Benutzung eines Flugzeu¬ 
ges erstattet werden. 

(4) Benutzt der Beamte für die Familienheimfahrt 
ein anderes Beförderungsmittel, so werden ihm die 
Kosten bis zur Höhe der Kosten erstattet, die ihm 
beim Benutzen eines regelmäßig verkehrenden Be¬ 
förderungsmittels ohne Fernschnellzugzuschlag hät¬ 
ten erstattet werden können. Beim Benutzen eines 
Kraftfahrzeuges im Sinne des § 6 Abs. 6 des Bundes¬ 
reisekostengesetzes darf die Reisebeihilfe den Be¬ 
trag nicht übersteigen, den der Halter des Kraft¬ 
fahrzeuges der Verwaltung für außerdienstlich zu¬ 
rückgelegte Strecken zu erstatten hat. 

(5) Unternimmt der in Absatz 1 bezeichnete Be¬ 
amte die Familienheimfahrt nicht nach seinem bis¬ 
herigen Wohnort, sondern nach einem anderen Ort, 
an dem sich der Ehegatte, ein minderjähriges oder 
kinderzuschlagsberechtigtes Kind oder — bei Vorlie¬ 
gen der Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
Nr. 2 — eine der dort bezeichneten Personen auf¬ 
hält, so werden die Fahrkosten bis zur Höhe der 
Kosten erstattet, die für die Fahrt nach dem bis¬ 
herigen Wohnort zu erstatten gewesen wären. Das 
gilt auch für den in Absatz 2 bezeichneten Beamten, 
der an einem anderen Ort als seinem bisherigen 


Wohnort seine Kinder, Eltern, Großeltern, Geschwi¬ 
ster, Pflegeeltern oder seinen Vormund besucht. 

(6) Läßt der in Absatz 1 bezeichnete Beamte sei¬ 
nen Ehegatten, sein minderjähriges oder kinder¬ 
zuschlagsberechtigtes Kind oder — beiVorliegen der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 — eine 
der dort bezeichneten Personen zu sich kommen, so 
wird ihm für diese Reise eine Reisebeihilfe bis zur 
Höhe der Kosten gewährt, die für die Familienheim¬ 
fahrt des Beamten zu erstatten gewesen wären. 
Haben die Angehörigen den Beamten deshalb be¬ 
sucht, weil er wegen einer schweren Erkrankung 
die Familienheimfahrt nicht antreten konnte, so 
werden als Reisebeihilfen die für die Angehörigen 
niedrigsten Reisekosten (Absätze 3 und 4) erstattet. 
Die Reisebeihilfen für Besuchsreisen der Angehöri¬ 
gen sind auf die dem Beamten zustehende Zahl von 
Reisebeihilfen anzurechnen. Für eine Besuchsreise 
eines Angehörigen aus Anlaß einer durch ärztliche 
Bescheinigung nachgewiesenen lebensgefährlichen 
Erkrankung des Beamten kann diesem eine zusätz¬ 
liche Reisebeihilfe oder eine Reisebeihilfe schon 
dann gewährt werden, wenn ihm Trennungsgeld für 
eine kürzere Zeit als einen Monat zusteht. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten für den in Absatz 2 bezeich¬ 
neten Beamten entsprechend, wenn er eine der in 
Absatz 5 Satz 2 aufgeführten Personen zu sich kom¬ 
men läßt. 

(7) Liegt der Wohnort des Beamten im Ausland, 
so wird die Reisebeihilfe auf den Betrag begrenzt, 
der für die Fahrt vom Dienstort bis zum inländi¬ 
schen Grenzort entstanden wäre. 

§6 

Entschädigung bei täglicher Rückkehr zum Wohnort 

(1) Ein Beamter, der täglich an den Wohnort zu¬ 
rückkehrt, erhält Fahrkostenersatz, Wegstrecken¬ 
entschädigung oder Mitnahmeentschädigung wie 
bei Dienstreisen, soweit seine Auslagen, 

falls er den Ortszuschlag der Orts¬ 
klasse A oder Unterhaltszuschuß erhält, 10,00 DM, 
‘falls er den Ortszuschlag der Orts¬ 
klasse S erhält, 12,00 DM, 

falls er den örtlichen Sonderzuschlag 
erhält, 14,00 DM 

monatlich übersteigen. Ist er an einem Kalendertag 
länger als zehn Stunden vom Wohnort abwesend, 
so erhält er einen Verpflegungszuschuß. Für die 
Berechnung der Abwesenheitsdauer gilt § 7 Abs. 1 
des Bundesreisekostengesetzes entsprechend. Bei 
Dienstschichten, die sich über zwei Kalendertage 
erstrecken, wird die Abwesenheitsdauer für jede 
Schicht berechnet. Als Verpflegungszuschuß werden 
bis zu 2,50 Deutsche Mark, einem Beamten, der 
einen Hausstand (§ 7 Abs. 3 des Bundesumzugs¬ 
kostengesetzes) hat oder mit einer der in § 4 Abs. 3 
Satz 2 bezeichneten Personen in häuslicher Gemein¬ 
schaft lebt, bis zu 3,50 Deutsche Mark täglich ge¬ 
währt. 

(2) Ein Beamter, der nicht täglich an den Wohnort 
zurückkehrt, obwohl ihm das zuzumuten ist, erhält 
eine Vergütung in Höhe des Fahrkostenersatzes 
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und des Verpflegungszuschusses, die ihm bei täg¬ 
licher Rückkehr nach Absatz 1 zuständen. 

(3) Muß ein Beamter, der eine Entschädigung nach 
den Absätzen 1 oder 2 erhält, aus dienstlichen Grün¬ 
den am Dienstort übernachten, so werden ihm da¬ 
neben die dadurch entstandenen notwendigen Mehr¬ 
aufwendungen erstattet. 

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 zu erstattenden 
Beträge dürfen in einem Kalendermonat das Tren¬ 
nungstagegeld nach § 4 nicht übersteigen. Bis zu 
dieser Grenze werden einem Beamten, der täglich 
an den Wohnort zurückkehrt, obwohl ihm das nicht 
zuzumuten ist, die dadurch entstandenen Aufwen¬ 
dungen unter Anrechnung des Eigenanteils (Ab¬ 
satz 1 Satz 1) erstattet und der Verpflegungszuschuß 
nach Absatz 1 Satz 2 bis 5 gewährt. 


§ 7 

Trennungsgeld in besonderen Fällen 

(1) Ist der Ehegatte am Dienstort des Beamten 
beschäftigt und erhält er Trennungsgeld nach § 4 
oder eine entsprechende Entschädigung nach den 
Vorschriften eines anderen Dienstherrn, so wird ein 
dem Beamten nach § 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 zu ge¬ 
währendes Trennungsgeld um zwanzig vom Hun¬ 
dert ermäßigt. 

(2) Wird ein Beamter, der Trennungsgeld nach § 4 
erhält, nur für eine kurze Zeit an einen anderen Ort 
versetzt oder abgeordnet, so werden ihm für die 
Zwischenzeit die Auslagen für das Beibehalten der 
Unterkunft am letzten Dienstort neben dem Tren¬ 
nungsgeld nach § 4 erstattet, wenn dies in der Ver- 
setzungs- oder Abordnungsverfügung bestimmt 
worden ist. In diesem Fall erhält er nach der Rück¬ 
kehr an den letzten Dienstort kein Trennungsreise¬ 
geld. Satz 2 gilt nicht, wenn die Rückkehr in die 
Unterkunft aus Gründen, die der Beamte nicht zu 
vertreten hat, unmöglich oder unzumutbar ist; der 
Anspruch auf einen nach Satz 1 zugesagten Aus¬ 
lagenersatz bleibt unberührt. 

(3) Wird ein Beamter, der Trennungsgeld nach 
§ 4 erhält, an einen anderen Ort versetzt oder ab¬ 
geordnet oder wird seine Abordnung aufgehoben, 
so werden ihm die notwendigen Auslagen für die 
Unterkunft am bisherigen Dienstort bis zu dem Zeit¬ 
punkt erstattet, zu dem das Mietverhältnis frühe¬ 
stens gelöst werden kann. 

(4) Ist der Ehegatte des Beamten an demselben 
Dienstort im öffentlichen Dienst beschäftigt gewesen 
und wird der Hausstand der Familie aus Anlaß der 
Abordnung, ihrer Aufhebung oder der Versetzung 
aus dienstlichen Gründen an den neuen Dienstort 
des Ehegatten verlegt, so kann dem zurückbleiben¬ 
den Beamten längstens für die Dauer eines Jahres 
Trennungsgeld gewährt werden. 

(5) Zieht ein Empfänger von Trennungsgeld in 
eine vorläufige Wohnung nach § 12 des Bundes¬ 
umzugskostengesetzes oder in eine andere Woh¬ 
nung an einem anderen Ort als dem Dienstort um, 


so kann Trennungsgeld gewährt werden, wenn die 
hierfür erforderlichen Voraussetzungen weiter er¬ 
füllt sind. Bei einem Umzug in eine vorläufige Woh¬ 
nung wird für die Tage, für die der Beamte eine 
Entschädigung nach § 5 Abs. 1 des Bundesumzugs¬ 
kostengesetzes erhält, kein Trennungsgeld gezahlt. 
Nach einem Umzug in eine andere Wohnung darf 
kein höheres Trennungsgeld als bisher gewährt 
werden. 

(6) Ist einem Empfänger von Trennungsgeld die 
Führung seiner Dienstgeschäfte verboten oder ist 
er infolge von Maßnahmen des Disziplinarrechts 
oder durch eine auf Grund eines Gesetzes angeord¬ 
nete Freiheitsentziehung an der Ausübung seines 
Dienstes gehindert, so kann für die Dauer der 
Dienstunterbrechung das Trennungsgeld gekürzt 
oder seine Zahlung eingestellt werden. Das gilt 
nicht, wenn der Beamte auf Grund einer dienstlichen 
Weisung am Dienstort bleibt. 

(7) Für einen Zeitraum, für den keine Dienst¬ 
bezüge gezahlt werden, wird kein Trennungsgeld 
gewährt. 

§ 8 

Zahlung des Trennungsgeldes 

(1) Das Trennungsgeld wird auf schriftlichen An¬ 
trag gewährt, der innerhalb einer Ausschlußfrist 
von einem Jahr zu stellen ist. Die Frist beginnt mit 
dem Tage, an dem die für die Gewährung des 
Trennungsgeldes maßgebenden Voraussetzungen er¬ 
füllt sind. 

(2) Das Trennungsgeld nach § 4 wird monatlich 
nachträglich gezahlt; die oberste Dienstbehörde 
kann jedoch bestimmen, daß es halbmonatlich nach¬ 
träglich gezahlt wird. Das Trennungsgeld nach § 6 
wird monatlich nachträglich gezahlt. Dem Beamten 
kann auf seinen Antrag ein angemessener Abschlag 
gewährt werden. 

(3) Die oberste Dienstbehörde bestimmt die Be¬ 
hörde, die für die Entscheidung über die Gewährung 
des Trennungsgeldes zuständig ist. 

§ 9 

Richter, Soldaten, Auslandstrennungsgeld 

(1) Diese Verordnung gilt entsprechend für Rich¬ 
ter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit. Die Kom¬ 
mandierung eines Soldaten steht der Abordnung 
eines Beamten gleich. 

(2) Diese Verordnung ist auch anzuwenden auf 
Versetzungen und Abordnungen der im Grenzver¬ 
kehr tätigen Beamten im Bereich ausländischer 
Lokalgrenzbehörden, zwischen solchen Bereichen 
und zwischen diesen und dem Inland. Für das Aus¬ 
landstrennungsgeld gelten besondere Vorschriften. 

§ 10 

Übergangsvorschrift 

Eine vor der Verkündung dieser Verordnung be¬ 
willigte Trennungsentschädigung oder Beschäfti- 
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gungsvergütung wird nach den bisherigen Vorschrif¬ 
ten bis zum 31. Dezember 1965 weitergewährt, wenn 
dies für den Beamten günstiger ist. 

§ 11 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 25 des Bundes¬ 
umzugskostengesetzes und § 26 des Bundesreise¬ 
kostengesetzes auch im Land Berlin. 


§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1965 in Kraft. Gleichzeitig treten die Bestimmungen 
über Vergütung bei vorübergehender auswärtiger 
Beschäftigung der Beamten 2 ) vom 11. September 
1942 (Reichshaushalts- und Besoldungsblatt S. 184), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 21. Fe¬ 
bruar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 129), und die Ver¬ 
ordnung über die Gewährung von Trennungs¬ 
entschädigung vom 3. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 441) außer Kraft 


Bonn, den 12. August 1965 

Der Bundes minister des Innern 
Hermann Höcherl 


‘2) Bundesgesetzbl. III 2032-2-2 
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Verordnung 

über die Reisekostenvergütung in besonderen Fällen 
(Verordnung zu § 16 Abs. 6 BRKG) 

Vom 12. August 1965 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl. 111 2032-2-2 


Auf Grund des § 16 Abs. 6 dos Bundesreisekosten¬ 
gesetzes vom 20.März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 133) 
wird verordnet: 

§ 1 

Erkrankung während einer Dienstreise 

Erkrankt ein Dienstreisender und kann er nicht 
an seinen Wohnort zurückkehren, so wird ihm die 
Reisekostenvergütung weitergewährt. Wird er in 
ein Krankenhaus aufgenommen, so erhält er für 
jeden vollen Kalendertag des Krankenhausaufent¬ 
halts an Stelle des Tage- und Ubernachtungsgeldes, 
einer Aufwandsvergütung oder einer Pauschvergü- 
tung Ersatz der notwendigen Auslagen für die 
Unterkunft am Geschäftsort und fünfundzwanzig 
vom Hundert des vollen Trennungstagegeldes nach 
§ 4 Abs. 3 der Trennungsgeld Verordnung. Für eine 
Besuchsreise eines Angehörigen aus Anlaß einer 
durch ärztliche Bescheinigung nachgewiesenen 
lebensgefährlichen Erkrankung des Beamten kann 
ihm eine Reisebeihilfe in sinngemäßer Anwendung 
des § 5 Abs, 6 Satz 4 und 5 der Trennungsgeldver¬ 
ordnung gewährt werden. Die Kosten einer ärzt¬ 
lichen Behandlung, Krankenhauskosten, Auslagen 
für Arzneimittel und ähnliche Aufwendungen ge¬ 
hören nicht zu den Reisekosten. 

§ 2 

Verbindung von Dienstreisen mit privaten Reisen 

(1) Wird eine Dienstreise mit einer Urlaubsreise 
oder einer anderen privaten Reise zeitlich verbun¬ 
den, so wird die Reisekostenvergütung so bemessen, 
wie wenn der Dienstreisende unmittelbar vor dem 
Dienstgeschäft vom Dienstort zum Geschäftsort und 
unmittelbar danach von diesem zum Dienstort ge¬ 
reist wäre. § 7 Abs. 2 des Gesetzes ist entsprechend 
anzu wenden. 

(2) Hat die zuständige Behörde angeordnet oder 
genehmigt, daß eine Dienstreise vom Urlaubsort 
aus an getreten wird, so wird abweichend von Ab¬ 
satz 1 die Reisekostenvergütung so bemessen, wie 
wenn der Dienst rei sende unmittelbar vor dem 
Dienstgeschäft vom Urlaubsort zum Geschäftsort 
und unmittelbar danach von diesem zu demselben 
Urlaubsort gereist, wäre. Ist die Dienstreise erst 
nach dem Ende des Urlaubs anzutreten, so wird die 
Reisekostenvergütung so bemessen, wie wenn der 
Dienstreisende im Anschluß an den Urlaub vom 
Urlaubsort zum Geschäftsort und unmittelbar nach 
dem Dienstgeschäft vom Geschäftsort zum Dienstort 
gereist wäre; auf den danach zu gewährenden Fahr¬ 
kostenersatz werden die Fahrkosten für die kürzeste 


Reisestrecke vom letzten Urlaubsort zum Dienstort 
angerechnet. Muß der Urlaub wegen der Dienst¬ 
reise vorzeitig beendet werden, so gilt Absatz 5. 

(3) Hat die zuständige Behörde einen Dienstgang 
am Urlaubsort angeordnet oder genehmigt (§ 2 
Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes), so wird Reisekosten¬ 
vergütung nach § 15 des Gesetzes gewährt. Ist der 
Dienstgang erst nach dem Ende des Urlaubs anzu¬ 
treten, so wird die Reisekostenvergütung so be¬ 
messen, wie wenn der Dienstreisende den Dienst¬ 
gang im Anschluß an den Urlaub angetreten hätte 
und unmittelbar nach dem Dienstgeschüft an den 
Dienstort zurückgekehrt wäre; auf den danach zu 
gewährenden Fahrkostenersatz werden die Fahr¬ 
kosten für die kürzeste Reisestrecke vom letzten 
Urlaubsort zum Dienstort angerechnet. Muß der 
Urlaub wegen des Dienstganges vorzeitig beendet 
werden, so gilt Absatz 5. 

(4) Die Reisekostenvergütung nach Absatz 1 und 
Absatz 2 Satz 1 darf die nach dem tatsächlichen 
Reiseverlauf bemessene Reisekostenvergütung nicht 
übersteigen. Für die Dauer der Unterbrechung einer 
Dienstreise durch einen Urlaub wird keine Reise¬ 
kostenvergütung gewährt. 

(5) Wird aus dienstlichen Gründen die vorzeitige 
Beendigung eines Urlaubs angeordnet, so werden 
die Fahrkosten für die kürzeste Reisestrecke vom 
Dienstort zu dem Urlaubsort, an dem die Anordnung 
den Bediensteten erreicht, im Verhältnis des nicht 
ausgenutzten Teils des Urlaubs zum vorgesehenen 
Urlaub erstattet. Für die Rückreise vom letzten 
Urlaubsort zum Dienstort — gegebenenfalls über 
den Geschäftsort — wird Reisekostenvergütung ge¬ 
währt (§ 2 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes). 

(6) Aufwendungen des Bediensteten für ihn und 
ihn begleitende Personen, die durch die Unter¬ 
brechung oder die vorzeitige Beendigung eines Ur¬ 
laubs verursacht worden sind, werden in an¬ 
gemessenem Umfang erstattet. Das gilt auch für 
Aufwendungen, die aus diesen Gründen nicht aus¬ 
genutzt werden konnten; dabei gilt für die Er¬ 
stattung von Aufwendungen für die Hin- und Rück¬ 
fahrt Absatz 5 Satz 1 sinngemäß. 

(7) Will der Bedienstete die Dienstreise mit einem 
Urlaub verbinden, so hat er dies der Behörde, die 
für die Anordnung oder Genehmigung der Dienst¬ 
reise zuständig ist, mitzuteilen. Dauert der Urlaub 
länger als fünf Tage, so bedarf die Anordnung oder 
Genehmigung der Dienstreise (§ 2 Abs. 2 des Geset¬ 
zes) der Zustimmung der nächsthöheren Dienst¬ 
behörde. 
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§ 3 

Dienstreise während des Bezuges 
von Trennungsgeld 

(1) Bezieht ein Dienstreisender Trennungsreise¬ 
geld nach § 4 der Trennungsgeldverordnung, so wird 
das darin enthaltene Tagegeld auf das Tagegeld 
(§§ 9, 12, 13 des Gesetzes) angerechnet. 

(2) Bezieht, ein Dienstreisender Trennungstage¬ 
geld nach § 4 der Trenn ungsgeldverordnung, so wer¬ 
den davon auf das Tage- und Übernachtungsgeld 
(§§ 9, 10 r 12, 13 des Gesetzes) und auf die Vergütung 
n aeh § 11 des G e s etzes an g e re dhnet: 

bei einer Dienstreisedauer je Kalendertag von 


mehr als fünf bis sieben Stunden 20 v. H,, 

mehr als sieben bis zehn Stunden 30 v. H. t 

mehr als zehn bis zwölf Stunden 50 v. H. f 

mehr als zwölf Stunden 65 v. H. 


(3) Erhält ein Dienstreisender einen Verpflegungs¬ 
zuschuß nach. § 6 der Trennungsgeldverordnung, so 
wird dieser, wenn die Dienstreisedauer mehr als 
zwölf Stunden beträgt oder nach § 7 Abs. 2 Halb¬ 


satz 1 des Gesetzes berechnet wird, voll, im übrigen 
zur Hälfte auf das Tagegeld (§§ 9, 12, 13 des Ge¬ 
setzes) angerechnet. 

§ 4 

Übergangsvorsclirift 

Sind durch die Anwendung des bisherigen Rechts 
in der Zeit vom 1. Juli 1965 bis zur Verkündung 
dieser Verordnung zu hohe Reisekostenvergütungen 
gezahlt worden, so sind sie nicht zurückzufordern. 

§ 5 

Berlin-Klause! 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 26 des Bundes¬ 
reisekostengesetzes auch im Land Berlin. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1965 in Kraft. § 2 ist auch auf Dienstreisen anzu¬ 
wenden, die vor diesem Tage begonnen haben, aber 
erst an diesem Tage oder später beendet worden 
sind. 


Bonn, den 12. August 1965 

Der Bundesminister des Innern 
Hermann Höcherl 
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Verordnung 

zur Änderung und Ergänzung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung*) 

Vom 12. August 1965 


Auf Grund des § 51 Abs. 1 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes in der Fassung vom 15, August 1961 (Bun- 
desgeselzbl. I S. 1253), zuletzt geändert durch das 
Steueränderungsgesetz 1965 vom 14. Mai 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 377), verordnet die Bundesregie¬ 
rung mit Zustimmung des Bundesrates: 

Artikel 1 

Änderung 

der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 1962 

Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung vom 18. September 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 621) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Ziff. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Buchstaben a werden hinter den 
Worten „ (Bundesgesetzbl. I S. 533)“ die 
Worte „jeweils in der bis zum 30, Juni 
1965 geltenden Fassung" eingefügt, 
bb) Folgender Buchstabe b wird eingefügt: 
„b) auf Grund des Artikels 2 § 1 Buch¬ 
stabe b des Angestelltenvorsiche- 
rungs- Neuregelungsgesetzes oder auf 
Grund des Artikels 2 § 1 Buch¬ 
stabe b des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgcsetzes, je¬ 
weils in der Fassung des Renten- 
versicherungs - Änderungsgesetzes 
vom 9. Juni 1965 (BundesgesetzbLI 
S. 476), weil er eine Lebensversiche¬ 
rung abgeschlossen hat, und hatte 
d er Arbeitnehmer am 1. Juli 1965 
das 50. Lebensjahr noch nicht voll¬ 
endet, oder", 

cc) Der bisherige Buchstabe b wird Buch¬ 
stabe c. 

b) Im. Absatz 4 werden die Worte „36 Abs. 2," 
gestrichen. 

2. § 6 wird wie folgl geänder 1: 

a) Ziffer 7 erhält die folgende Fassung: 

„7. Abfindungen wegen Entlassung aus einem 
Dienstverhältnis auf Grund der §§ 7 
und 8 des Kündigungsschutzgesetzes oder 
des § 74 dos Betriebsverfassungsgesetzes. 
Das gleiche gilt für Abfindungen wegen 
Entlassung aus einem Dienstverhältnis, 
die in einem Vergleich sowie in einem 
Interessenausgleich, einer Einigung oder 
einem Einigungsvorschlag (§§ 72, 73 des 
Betriebsverfassungsgesetzes) festgelegt 
worden sind, wenn die Abfindung unter 
Berücksichtigung der bezeichneten Vor¬ 
schriften dem Grunde nach berechtigt ist 

*) Anderl Bundescjosel'/.bi. III 611*2 


und 12 Monatsverdienste nicht über¬ 
steigt;". 

b) Ziffer 13 erhält die folgende Fassung: 

„13. Entschädigungen auf Grund des Kriegs¬ 
gefangenenentschädigungsgesetzes ;". 

c) Ziffer 17 erhält die folgende Fassung: 

„17. Leistungen, die auf Grund des Bundes¬ 
kindergeldgesetzes oder nachträglich auf 
Grund der durch das Bundeskindergeld¬ 
gesetz aufgehobenen Kindergeldgesetze 
gewährt werden;". 

d) Ziffer 22 erhält die folgende Fassung: 

„22. Stipendien, die unmittelbar aus öffent¬ 
lichen Mitteln oder von zwischenstaat¬ 
lichen oder überstaatlichen Einrichtun¬ 
gen, denen die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land als Mitglied angehört, zur Förde¬ 
rung der Forschung oder zur Förde¬ 
rung der wissenschaftlichen oder künst¬ 
lerischen Ausbildung oder Fortbildung 
gewährt werden. Das gleiche gilt für 
Stipendien, die zu den in Satz 1 bezeich- 
neten Zwecken von einer Einrichtung, 
die von einer Körperschaft des öffent¬ 
lichen Rechts errichtet ist oder verwaltet 
wird, oder von einer Körperschaft, Per¬ 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Ziff. 6 des Kör¬ 
perschaftsteuergesetzes gegeben wer¬ 
den. Voraussetzung für die Steuerfrei¬ 
heit ist, daß 

a) die Stipendien einen für die Erfül¬ 
lung der Forschungsaufgabe oder für 
die Bestreitung des Lebensunterhalts 
und die Deckung des Ausbildungs¬ 
bedarfs erforderlichen Betrag nicht 
übersteigen und nach den vom Ge¬ 
ber erlassenen Richtlinien vergeben 
werden, 

b) der Empfänger im Zusammenhang 
mit dem Stipendium nicht zu einer 
bestimmten wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Gegenleistung oder zu 
einer Arbeitnehmertätigkeit verpflich ¬ 
tet ist, 

c) bei Stipendien zur Förderung der wis¬ 
senschaftlichen oder künstlerischen 
Fortbildung im Zeitpunkt der erst¬ 
maligen Gewährung eines solchen 
Stipendiums der Abschluß der Be¬ 
rufsausbildung des Empfängers nicht 
länger als zehn Jahre zurückliegt;". 

e) Ziffer 23 erhält die folgende Fassung: 

„23. Bergmannsprämien nach dem Gesetz über 
Bergmannsprämien;". 
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f) In Ziffer 24 werden die Worte „vom 26. Juli 
1957 (Bundcsgcselzbl. I S. 1046)" gestrichen. 

g) Ziffer 25 erhält die folgende Fassung: 

„25. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 
in der Fassung vorn 1. April 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 177);". 

3. Es werden die folgenden §§ 6 a und 6b cingefügt: 

„§ 6a 

Arbeitnehmer-Freibetrag 
(§ 19 Abs. 2, § 39 Abs. 1 EStG) 

Arbeitnehmer erhallen beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn einen Arbeitnehmer-Freibetrag von 
240 Deutsche Mark jährlich, höchstens jedoch 
einen Betrag in Höhe des Arbeitslohns. Der 
Arbeitnehmer-Freibetrag wird in der Jahres¬ 
lohnsteuertabelle und in den Lohnsteuertabellen 
für monatliche, wöchentliche und tägliche Lohn¬ 
zahlungen berücksichtigt (§ 32 Abs. 1). 

§ 6b 

Besteuerung von Versorgungsbezügen 
(§ 19 Abs. 3, § 39 Abs. 3 Ziff. 6 EStG) 

(1) Von Versorgungsbezügen bleibt ein Be¬ 
trag in Höhe von 25 vom Hundert dieser Bezüge, 
höchstens jedoch insgesamt ein Betrag von 
2 400 Deutsche Mark im Kalenderjahr, steuerfrei. 
Versorgungsbezüge sind Bezüge und Vorteile 
aus früheren Dienstleistungen, die 

1. als Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld, 
Unterhaltsbeitrag oder als gleichartiger Bezug 

a) auf Grund beamtenrechtlicher oder ent¬ 
sprechender gesetzlicher Vorschriften, 

b) nach beamtenrechtlichen Grundsätzen von 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich- 
rechtlichen Verbänden von Körperschaften 

oder 

2. in anderen Fällen wegen Erreichens einer 
Altersgrenze, Berufsunfähigkeit, Erwerbsun¬ 
fähigkeit oder als Hinterbliebenenbezüge ge¬ 
währt werden; Bezüge, die wegen Erreichens 
einer Altersgrenze gewährt werden, gelten 
erst; dann als Versorgungsbezüge, wenn der 
Steuerpflichtige das 62. Lebensjahr vollendet 
hat. 

(2) Werden Versorgungsbezüge als laufender 
Arbeitslohn gezahlt, so bleiben 25 vom Hundert 
der Versorgungsbezüge, höchstens jedoch 200 
Deutsche Mark monatlich steuerfrei. Werden 
Versorgungsbezüge als sonstige Bezüge gezahlt, 
so ist § 35 anzuwenden. Werden laufende Ver¬ 
sorgungsbezüge erstmals gezahlt, nachdem im 
selben Kalenderjahr bereits Versorgungsbezüge 
als sonstige Bezüge gewährt worden sind, so 
darf der Arbeitgeber den steuerfreien Höchst¬ 
betrag von 2 400 Deutsche Mark bei den laufen¬ 
den Bezügen nur berücksichtigen, soweit er sich 
bei den sonstigen Bezügen nicht ausgewirkt heit. 


(3) Durch die Vorschriften des Absatzes 2 wird 
die steuerliche Behandlung der Versorgungs¬ 
bezüge beim Lohnsteuer-Jahresausgleich und bei 
einer Veranlagung zur Einkommensteuer nicht 
berührt." 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Die Gemeindebehörde hat dem Vor¬ 
druck der Lohnsteuerkarte entsprechend je¬ 
weils in Worten die Steuerklasse, den Fami¬ 
lienstand und bei den Steuerklassen II, III 
und IV die Zahl der beim Lohnsteuerabzug 
zu berücksichtigenden Kinder nach Maßgabe 
der Absätze 5 bis 10 zu bescheinigen." 

b) In Absatz 8 werden im ersten Satz die Worte 
„ist zu bescheinigen" durch die Worte „ist, 
vorbehaltlich des Absatzes 9, zu bescheini¬ 
gen" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 9 wird eingefügt: 

„(9) Die Steuerklasse V ist auf Antrag bei 
einem Arbeitnehmer zu bescheinigen, der 
nach Absatz 8 in die Steuerklasse IV fallen 
würde; in diesem Fall ist abweichend von 
Absatz 8 auf der Lohnsteuerkarte des Ehe¬ 
gatten die Steuerklasse III und die Zahl der 
Kinder, für die dem Arbeitnehmer ein Kin¬ 
derfreibetrag zusteht, zu bescheinigen." 

cl) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10 und 
erhält die folgende Fassung: 

„(10) Für die Bescheinigung der Steuer¬ 
klasse, des Familienstandes und bei den 
Steuerklassen II, III und IV der Zahl der 
beim Lohnsteuerabzug zu berücksichtigenden 
Kinder (Absätze 5 bis 8 und § 8) sind unbe¬ 
schadet der Vorschriften der Absätze 8 und 9 
und der §§ 17 und 18 die Verhältnisse zu 
Beginn des Kalenderjahrs maßgebend, für 
das die Lohnsteuerkarte wirksam wird." 
e) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11. 

5. In § 14 erhält der zweite Satz die folgende Fas¬ 
sung: 

„Auf den zweiten und weiteren Lohnsteuerkar¬ 
ten ist die Steuerklasse VI einzutragen." 

6 . In § 17 a Abs. 2 erhält der Satz 2 die folgende 
Fassung: 

„Ist der Arbeitslohn des geringer verdienenden 
Ehegatten in dern maßgebenden Lohnzahlungs¬ 
zeitraum voraussichtlich niedriger als der auf 
den Lohnzahlungszeitraum entfallende Teil des 
Arbeitnehmer-Freibetrags und des Pauschbetrags 
für Werbungskosten, so tritt für die Ermittlung 
des Unterschiedsbetrags an die Stelle des tat¬ 
sächlichen Arbeitslohns der auf den Lohnzah¬ 
lungszeitraum entfallende Teil des Arbeitneh¬ 
mer-Freibetrags und des Pauschbetrags für Wer¬ 
bungskosten." 

7. § 18a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Dem unbeschränkt lohnsteuerpflichtigen 
Arbeitnehmer (§ 1 Abs. 1) werden Kinder¬ 
freibeträge auf Antrag gewährt 
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1. für Kinder (§ 8 Abs. 2), die zu Beginn des 
Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte 
gilt, das 18. Lebensjahr vollendet, aber 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, wenn sie 

a) überwiegend auf Kosten des Arbeit¬ 
nehmers unterhalten und für einen Be¬ 
ruf ausgebildet werden oder 

b) Wehrdienst (Ersatzdienst) leisten, so¬ 
fern die Berufsausbildung durch die 
Einberufung zum Wehrdienst unter¬ 
brochen worden ist und der Arbeit¬ 
nehmer vor der Einberufung die Kosten 
des Unterhalts und der Berufsausbil¬ 
dung überwiegend getragen hat, oder 

c) ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne 
des Gesetzes zur Förderung eines frei¬ 
willigen sozialen Jahres leisten; 

2. für Kinder (§ 8 Abs. 2), die wegen körper¬ 
licher oder geistiger Gebrechen dauernd 
erwerbsunfähig sind, wenn dem Arbeit¬ 
nehmer für die Kinder ein Kinderfreibetrag 
nicht zusteht und die Kinder überwiegend 
auf Kosten des Arbeitnehmers unterhalten 
werden. 

Voraussetzung für die Gewährung des Kin¬ 
derfreibetrags ist, daß die eigenen Einkünfte 
und Bezüge des Kindes, die zur Bestreitung 
seines Unterhalts und seiner Berufsausbil¬ 
dung bestimmt oder geeignet sind, im Kalen¬ 
derjahr nicht mehr als 7 200 Deutsche Mark 
betragen." 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden hinter den Worten 
„gewährt wird," die Worte „das aus der Ehe 
mit dem Verstorbenen hervorgegangen ist 
oder" eingefügt. 

c) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, inner¬ 
halb eines Monats die Berichtigung seiner 
Lohnsteuerkarte zu beantragen, wenn 

1. sich im Laufe des Kalenderjahrs ergibt, daß 
die eigenen Einkünfte und Bezüge des 
Kindes im Sinne des Absatzes 1 letzter 
Satz den Betrag von 7 200 Deutsche Mark 
übersteigen werden oder 

2. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Ziff. 1 
oder 2 weggefallen sind, es sei denn, daß 
die Voraussetzungen mindestens vier 
Monate im Kalenderjahr bestanden haben. 

Kommt der Arbeitnehmer dieser Verpflich¬ 
tung nicht nach, so ist die Berichtigung von 
Amts wegen vorzunehmen. Der Arbeitneh¬ 
mer hat zu diesem Zweck die Lohnsteuer¬ 
karte dem Finanzamt auf Verlangen vorzu¬ 
legen." 

d) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Das Finanzamt kann auf der Lohn¬ 
steuerkarte vermerken, daß die Gewährung 
des Kinderfreibetrags vorläufig erfolgt, wenn 
nicht oder nur schwer überblickt werden 
kann, ob die eigenen Einkünfte und Bezüge 
des Kindes im Sinne des Absatzes 1 letzter 


Satz den Betrag von 7 200 Deutsche Mark 
nicht übersteigen. Ergibt sich nach Ablauf des 
Kalenderjahrs, daß die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 letzter Satz für die Gewährung 
des Kinderfreibetrags nicht Vorgelegen haben, 
so wird die zuwenig einbehaltene Lohnsteuer 
nachgefordert. Die Nachforderung unterbleibt, 
wenn der nachzufordernde Betrag 20 Deut¬ 
sche Mark nicht übersteigt." 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

8. In § 18b Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 18a Abs. 4 Ziff. 1 ist die 
Berichtigung der Lohnsteuerkarte rückwirkend 
auf den Zeitpunkt vorzunehmen, von dem an 
die Ergänzung nach § 18 a Abs. 2 oder 3 gegol¬ 
ten hat." 

9 . § 20 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „636" durch die 
Zahl „936" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 2 erhält Satz 4 die folgende 
Fassung: 

„Beiträge zu Versicherungen auf den 
Lebens- oder Todesfall sowie zu Witwen-, 
Waisen-, Versorgungs- und Sterbekassen 
auf Grund von Verträgen, die nach dem 
31. Dezember 1958 abgeschlossen wor¬ 
den sind, sind nur dann zu berücksichti¬ 
gen, wenn 

a) bei vor dem 1. Juli 1965 abgeschlos¬ 
senen Verträgen der Vertrag bei 
einmaliger Beitragsleistung zu Beginn 
des Vertrags (Einmalbeitrag) für die 
Dauer von mindestens zehn Jahren 
oder bei laufender Beitragsleistung 
für die Dauer von mindestens fünf 
Jahren abgeschlossen worden ist, 

b) bei nach dem 30. Juni 1965 abgeschlos¬ 
senen Verträgen der Vertrag bei 
einmaliger Beitragsleistung zu Beginn 
des Vertrags (Einmalbeitrag) für die 
Dauer von mindestens zehn Jahren 
oder bei laufender Beitragsleistung 
für die Dauer von mindestens sieben 
Jahren abgeschlossen worden ist; Bei¬ 
träge zu Lebensrisikoversicherungen, 
die nur für den Todesfall eine Lei¬ 
stung vor sehen, sind ohne Rücksicht 
auf die Vertragsdauer Sonderaus¬ 
gaben." 

bb) Ziffer 4 erhält die folgende Fassung: 

„4. Beiträge auf Grund von nach dem 
31. Dezember 1954 und vor dem 
7. Oktober 1956 abgeschlossenen 
Sparverträgen mit festgelegten Spar¬ 
raten nach Maßgabe der entsprechen¬ 
den Vorschriften der Einkommen¬ 
steuer-Durchführungsverordnung." 

cc) Die bisherigen Ziffern 7 und 8 werden 
Ziffern 5 und 6. 
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ddj Die bisherige Ziffer 9 wird Ziffer 7 und 
erhält die folgende Fassung: 

„7. die nach § 211 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Lasten au sgleichsgesetzes abzugsfähi- 
gen Teile der Vermögensabgabe, der 
Mypothekengewinnabgabe und der 
K red itg ew i nn abgabe." 

ee) Die bisherige Ziffer 10 wird Ziffer 8 und 
erhält die folgende Fassung: 

„8. Beiträge auf Grund der Kindergeld- 
ge setze“. 

ff) Hinter der Ziffer 8 wird folgende Ziffer 9 
angefügt: 

„ 9. S teuer b e ra tu n g skosten". 
gg) Die bisherige Ziffer 11 wird Ziffer 10. In 
der neuen Ziffer 10 wird vor dem letzten 
Satz der folgende Satz ein gefügt: 

„Für die Berechnung des Höchstbetrags 
der hiernach abzugsfähigen Ausgaben 
ist der Arbeitslohn um den Arbeitneh¬ 
mer-Freibetrag (§ 6a) zu kürzen.“ 

c:) Absatz 3 wird gestrichen. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und 
wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 2 wird der letzte Satz gestrichen, 
bb) In Ziffer 4 wird clie Zahl „500“ durch die 
Zahl „1 000“ und die Zahl „1 000“ durch 
die Zahl „2 000“ ersetzt. 

10. In § 21 wird im ersten Satz die Zahl „636“ durch 
die Zahl „936“ ersetzt. 

11. In § 22 Abs. 2 werden die Zahl „636“ durch die 
Zahl „936“ und die Zahl „1 272“ durch die Zahl 
„1 872“ ersetzt. 

12. § 25 wird wie folgt, geändert: 

a) ln Absatz 3 erhält der Satz 2 die folgende 
Fassung: 

„Der voraussichtliche Jahrcsarbeitslohn ist 
ura den Arbeitnehnier-Freibetrag, die Wer- 
hungsk osten und die Sonderausgaben zu 
kü r/en.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) ln der Übersicht wird die bisherige 
Spalte 5 durch die beiden folgenden 
Spalten ersetzt: 

3 oder 5 oder 

4 Kinder mehr Kinder 

5 6 


2 1 

bb) Es wird der folgende Satz angefügt: 

„Bei Arbeitnehmern mit einer Lohn- 
steuerkarte, aut der die Steuerklasse V 
bescheinigt ist, richtet sich der Vomhun¬ 
dertsatz für die Berechnung der zumut¬ 
baren Eigen Belastung nach der Steuer¬ 
klasse und der Zahl der Kinder, die auf 
der Lohnsteuerkarte des Ehegatten ein¬ 
getragen sind; bei Arbeitnehmern mit 
einer Lohnsteuerkarte, auf der die Steuer¬ 


klasse VT bescheinigt ist, richtet sich der 
Vomhundertsatz nach der Steuerklasse 
und der Zahl der Kinder, die auf der 
Lohnsteuerkarte für das erste Dienstver¬ 
hältnis eingetragen sind.“ 

13. § 25 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird der folgende Satz angefügt: 
„Der Arbeitnehmer und sein nicht dauernd 
getrennt lebender Ehegatte erhalten für das¬ 
selbe Kind den Betrag von 1 200 Deutsche 
Mark nur einmal.“ 

b) In Absatz 3 wird der letzte Satz durch die 
folgenden Sätze ersetzt: 

„Wird statt einer Hausgehilfin stundenweise 
eine Haushaltshilfe beschäftigt, so tritt an die 
Stelle des Betrags von 1 200 Deutsche Mark 
ein Betrag von 600 Deutsche Mark. Eine 
Steuerermäßigung für mehr als eine Haus¬ 
gehilfin oder Haushaltshilfe oder für eine 
Hausgehilfin und eine Haushaltshilfe steht 
dem Arbeitnehmer nur zu, wenn zu seinem 
Haushalt mindestens 5 Kinder gehören, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
Bei dem Arbeitnehmer und seinem nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten können 
die nach den Sätzen 1 bis 3 in Betracht kom¬ 
menden Beträge insgesamt nur einmal be¬ 
rücksichtigt werden.“ 

c) In Absatz 4 erhält der Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„Für jeden vollen Kalendermonat, in dem die 
in den Absätzen 1 bis 3 bezeichneten Voraus¬ 
setzungen nicht vorliegen, ermäßigen sich die 
dort bezeichneten Beträge um ein Zwölftel.“ 

14. § 25b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 2 und 3 erhalten die folgende 
Fassung: 

„Bei Arbeitnehmern mit einer Lohn¬ 
steuerkarte, auf der die Steuerklasse V 
bescheinigt ist, richtet sich die Höhe des 
Freibetrags nach der Steuerklasse und der 
Zahl der Kinder, die auf der Lohnsteuer¬ 
karte des Ehegatten eingetragen sind; 
bei Arbeitnehmern mit einer Lohnsteuer¬ 
karte. auf der die Steuerklasse VI be¬ 
scheinigt ist, richtet sich die Höhe des 
Freibetrags nach der Steuerklasse und der 
Zahl der Kinder, die auf der Lohnsteuer¬ 
karte für das erste Dienstverhältnis ein¬ 
getragen sind. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch, wenn die bezeichneten Vorausset¬ 
zungen nicht bei dem Arbeitnehmer 
selbst, sondern bei seinem unbeschränkt 
steuerpflichtigen und nicht dauernd ge- 
trennt lebenden Elcgatten vorliegen.“ 
bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 . 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab¬ 
sätze 2 und 3. In dem neuen Absatz 2 wird 
das Zitat „§§ 1,4 und 167 des Bundesentschä¬ 
digungsgesetzes“ durch „§§ 1,4, 149 und 167 
des Bundesentschädigungsgesetzes“ ersetzt. 
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d) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„Der Freibetrag wird für ein Kalenderjahr, 
für das der Arbeitnehmer einen steuerfreien 
Betrag nach § 25 für Aufwendungen zur Wie- 


derbeschaffung von Hausrat und Kleidung 
beantragt, nicht gewährt." 

15. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Die Übersicht über die Pauschbeträge erhält die folgende Fassung: 

Bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um Jahresbetrag 

' vom Hundert vom Hundert DM 


1 25 bis ausschließlich 

2 35 bis ausschließlich 

3 45 bis ausschließlich 

4 55 bis ausschließlich 

5 65 bis ausschließlich 

6 75 bis ausschließlich 

7 85 bis einschließlich 

8 91 bis einschließlich 


bb) Im letzten Satz wird die Zahl „3 900" 
durch die Zahl „4 800" ersetzt. 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und 
wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Zahl „600" durch die 
Zahl „720" ersetzt. 

bb) Die Sätze 3 und 4 werden durch den fol¬ 
genden Satz ersetzt: 

„Der Arbeitnehmer und sein nicht dau¬ 
ernd getrennt lebender Ehegatte erhal¬ 
ten den Pauschbetrag insgesamt nur ein¬ 
mal. " 

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und er¬ 
hält die folgende Fassung: 

„(5) Der steuerfreie Pauschbetrag ist auf 
der Lohnsleucrkarte des Körperbehinderten 
(Absatz 1) oder des Hinterbliebenen (Ab¬ 
satz 4) einzutragen. Steht der steuerfreie 
Pauschbetrag dem nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten des Arbeitnehmers oder 
einem Kind des Arbeitnehmers, für das ihm 
ein Kinderfreibetrag zusteht oder auf Antrag 
gewährt wird, zu, so kann der steuerfreie 
Pauschbetrag auf Antrag insoweit auf die 
Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers über¬ 
tragen worden, als der Ehegatte oder das 
Kind den Pauschbetrag nicht in Anspruch 
nehmen. Erhält außer dem Arbeitnehmer 
oder seinem nicht dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten noch eine andere Person für das 
Kind einen Kinderfreibetrag, so kann der 
steuerfreie Pauschbetrag auf der Lohnsteuer¬ 
karte des Arbeitnehmers nur eingetragen 
werden, wenn der Arbeitnehmer überwiegend 
die Kosten für den Unterhalt des Kindes 
trägt. Die Übertragung des Pauschbetrags für 
Hinterbliebene ist jedoch nicht zulässig, wenn 
dadurch der Arbeitnehmer und sein nicht 
dauernd getrennt lebender Ehegatte den 
Pauschbetrag mehr als einmal erhalten." 

16. In § 26 a werden 

a) die Worte „70. Lebensjahr" jeweils durch die 
Worte „65. Lebensjahr", 


35 
45 
55 
65 
75 
85 
90 

100 (Erwerbs¬ 
unfähigkeit) 

b) die Zahl „600" jeweils durch die Zahl „720" 
und 

c) die Zahl „1 200" durch die Zahl „1 440" 
ersetzt. 

17. In § 26 b Abs. 1 wird das Zitat „§ 7 b des Ein¬ 
kommensteuergesetzes" durch „§§ 7 b, 54 des 
Einkommensteuergesetzes" ersetzt. 

18. In § 27 wird der Absatz 2 gestrichen. Die bis¬ 
herigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 2 bis 4. 

19. § 28 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Hinter den Worten „ein auf der Lohn¬ 
steuerkarte eingetragener steuerfreier 
Betrag" werden die Worte „oder ein 
Kinderfreibetrag" eingefügt, 
bb) Folgende Ziffer 1 wird eingefügt: 

„1. wenn in den Fällen des § 18 a Abs. 4 
die Voraussetzungen für die Gewäh¬ 
rung des Kinderfreibetrags wegge¬ 
fallen sind oder wenn in den Fällen 
des § 18 a Abs. 5 auf Grund der vor¬ 
läufigen Gewährung des Kinderfrei¬ 
betrags zuwenig Lohnsteuer einbe- 
halten worden ist." 

cc) Die bisherigen Ziffern 1 bis 4 werden 
Ziffern 2 bis 5, die bisherigen Ziffern 7 
und 8 werden Ziffern 6 und 7. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 1 werden hinter den Worten 
„der steuerfreie Betrag" jeweils die 
Worte „oder der Kinderfreibetrag" ein¬ 
gefügt. 

bb) In Ziffer 2 werden die Worte „des Ab¬ 
satzes 1 Ziff. 2" durch die Worte „des 
Absatzes 1 Ziff. 3" ersetzt. 

20. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 erhalten die Ziffern 2 und der 
erste Satz der Ziffer 3 die folgende Fassung: 
„2. den Arbeitslohn ohne jeden Abzug und 
ohne Kürzung um den Arbeitnehmer-Frei¬ 
betrag und den Weihnachts-Freibetrag, 


420 
576 
768 
960 
1 200 
1 440 
1 680 
1 920" 
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getrennt nach Rarlohn und Sachbezügen, 
und die davon einbeiudlene Lohnsteuer; 
VorsorgurKjsbe/.iiyc sind als solche kennt- 
lieh zu machen und ohne Kürzung um 
den nach § 6 b Abs. 1 steuerfreien Betrag 
emzuiragen. Die nach den Ziffern. 3 bis 7 
gesondert einzutragenden Beträge sind 
ni cb t. mi tz uzä h 1 en; 

3. die Bezüge, die nicht zum steuerpflichti¬ 
gen Arbeitslohn gehören (steuerfreie Bc- 
züge) mit Ausnahme des Arbeitnehmer- 
Freibetrags (§ 6 a), des Weihnachts-Frei- 
betrags (§ 6 Ziff. 12), des steuerfreien Be¬ 
trags bei Versorgungsbezügen (§ 6 b 
Abs. 1) und mit Ausnahme der Trinkgel¬ 
der {§ 4 Ziff. 5), wenn anzunehmen ist, 
daß die Trinkgelder 600 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr nicht übersteigen." 

b) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Die Oberfinanzdirektionen können auf 
Antrag bei Arbeitgebern, die für die Lohn¬ 
abrechnung ein maschinelles Verfahren an¬ 
wenden, Ausnahmen von den Vorschriften 
des Absatzes 3 zulassen, wenn die Möglich¬ 
keit zur Nachprüfung in anderer Weise 
sichergestellt ist." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. In dem 
neuen Absatz 6 werden die Worte „234 Deut¬ 
sche Mark monatlich (54 Deutsche Mark 
wöchentlich, 9 Deutsche Mark täglich)" durch 
die Worte „279 Deutsche Mark monatlich 
(64 Deutsche Mark wöchentlich, 10 Deutsche 
Mark täglich)" ersetzt und der Klammerzu¬ 
satz „(§§ 36 und 37 Abs. 1)" gestrichen. 

21. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Die Lohnsteuer (Jahreslohnsteuer) be¬ 
flißt sich nach dem Arbeitslohn, den der 
Arbeitnehmer im Kalenderjahr (Erhebungs¬ 
zeitraum) bezogen hat (Jahresarbeitslohn). 
Die Jahreslohnsteuer ergibt sich 

1. für die Kalenderjahre 1958 bis 1961 aus 
der Jahreslohnsteuertabelle, die der Ver¬ 
ordnung über die Jahreslohnsteuertabelle 
vom 21. November 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 773) als Anlage beigefügt ist, 

2. für die Kalenderjahre 1962 bis 1964 aus 
der Jahreslohnsteuertahelle, die der Zwei¬ 
ten Verordnung über die Jahreslohnsteuer¬ 
tabelle vom 20. Dezember 1961 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 2025) als Anlage beigefügt 
ist, 

3. vom Kalender jahr 1965 an aus der Jabres- 
1 oh nsleuerta helle, die der Verordnung 
über die .lahreslolmsteuertabelle vom 
18. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 969) als Anlage beigefügt ist. 

In der vom Kalenderjahr 1965 an anzuwen¬ 
denden Jahreslohnsteuertahelle sind in den 
Steuerklassen 1 bis V (§ 7 Abs. 4 bis 9) der 
Arbeituehmer-Freibet.rag (240 Deutsche Mark, 

§ 19 Abs. 2 dos Einkommensteuergesetzes), 


die Pauschbeträge für Werbungskosten (564 
Deutsche Mark, § 9a Ziff. 1 des Einkommen¬ 
steuergesetzes) und für Sonderausgaben (936 
Deutsche Mark, § 10 c Ziff, 1 des Einkommen¬ 
steuergesetzes), außerdem in den Steuer¬ 
klassen II bis IV die Kinderfreibeträge (§ 32 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes) und in 
der Steuerklasse II die Sonderfreibeträge 
(§ 32 Abs. 3 Ziff. 1 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes) berücksichtigt. 

b) In Absatz 5 erhält der Klammerzusatz im 
ersten Satz die folgende Fassung: 

„(Anlage zu Artikel 1 Nr. 21 des Steuerände- 
rungsgesetzes 1964 vom 16. November 1964, 
Bundesgesetzbl. I S. 885)." 

22. § 32 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 32a 

Berechnung der Lohnsteuer 
von bestimmten Zuschlägen 
(§ 34 a EStG) 

Die gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit gehö¬ 
ren nicht zum steuerpflichtigen Arbeitslohn, 
wenn der um den Ar'beitnehmer-Freibetrag ge¬ 
kürzte Arbeitslohn insgesamt 24 000 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigt. Hierbei 
sind die gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit und 
steuerfreie Bezüge nicht mitzuzählen." 

23. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird vor dem letzten Satz der 
folgende Satz eingefügt: 

„Solange das Dienstverhältnis fortbesteht, 
sind auch solche in den Lohnzahlungszeit¬ 
raum fallende Arbeitstage mitzuzählen, für 
die der Arbeitnehmer keinen Lohn bezogen 
hat." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

24. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „einschließ¬ 
lich" durch das Wort „zuzüglich" ersetzt. 

b) In Absatz 3 erhält der erste Satz die folgende 
Fassung: 

„Bemessungsgrundlage ist, vorbehaltlich des 
Absatzes 4 Ziff. 2, der voraussichtliche Jah¬ 
resarbeitslohn nach Kürzung um den auf der 
Lohnsteuerkarte etwa eingetragenen steuer¬ 
freien Jahresbetrag und nach Hinzurechnung 
des auf der Lohnsteuerkarte etwa eingetra¬ 
genen Hinzurechnungsbetrags (§ 17a)." 

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Für die Erhebung der Lohnsteuer von 
Versorgungsbezügen, die als sonstige Bezüge 
gewährt werden, gilt folgendes: 

1. Werden in einem Kalenderjahr Versor- 
gungsbezüge nur als sonstige Bezüge ge¬ 
zahlt, so ist der sonstige Bezug um den 
nach § 6 b Ahs. 1 steuerfreien Betrag zu 
kürzen. Werden in demselben Kalender¬ 
jahr wiederholt Versorgungsbezüge als 
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sonstige Bezüge gezahlt, so darf eine Kür¬ 
zung nur insoweit erfolgen, als der nach 
§ (5 b Abs. 1 steuerfreie Höchstbetrag von 
2 400 Deutsche Mark jährlich bei der Be¬ 
steuerung der im selben Kalenderjahr be¬ 
reits früher gezahlten sonstigen Bezüge 
nicht ausgeschöpft worden ist. 

2, Werden in einem Kalenderjahr Versor¬ 
gungsbezüge als sonstige Bezüge neben 
laufenden Versorgungsbozügen gezahlt, so 
ist die Bemessungsgrundlage um den nach 
§ 6b Abs. 1 steuerfreien Betrag zu kürzen, 
soweit er auf die laufenden Versorgungs¬ 
bezüge entfällt. Von dem sonstigen Bezug 
ist der darauf nach § 6b Abs. 1 entfallende 
steuerfreie Betrag insoweit abzuziehen, als 
dadurch zusammen mit dem bei der Fest¬ 
stellung der Bemessungsgrundlage bereits 
berücksichtigten steuerfreien Betrag der 
Höchstbetrag von 2 400 Deutsche Mark 
nicht überschritten wird. Ziffer 1 Satz 2 ist 
entsprechend anzuwenden." 

25. In § 35a erhält Absatz 3 die folgende Fassung: 

„(3) Im Fall des Absatzes 1 Ziff. 2 beträgt der 

Steuersatz 20 vom Hundert der bezeichneten 

Aufwendungen. 41 

26. In § 36 wird der zweite Absatz gestrichen. 

27. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Legt der Arbeitnehmer seine Lohn- 
steuerkarte dem Arbeitgeber schuldhaft nicht 
vor oder verzögert er schuldhaft die Rück¬ 
gabe der Lohnsteuerkarte, so hat der Arbeit¬ 
geber die Lohnsteuer aus der Steuerklasse VI 
der Lohnsteuertabelle abzulesen, bis der 
Arbeitnehmer die Lohnsteuerkarte dem Ar¬ 
beitgeber vorlegt oder zurückgibt (§ 29)." 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „kann 
der Arbeitgeber bei den Zahlungen des Ar¬ 
beitslohns für die Monate Februar oder März 
vornehmen" durch die Worte „hat der Arbeit¬ 
geber bei den Zahlungen des Arbeitslohns 
für die Monate Februar oder März vorzu¬ 
nehmen" ersetzt. 

28. § 40 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Im ersten Satz wird die Zahl „636" durch 
„936", 

b) im zweiten Satz werden die Worte „70. Le¬ 
bensjahr" durch „65. Lebensjahr" und die 
Zahl „600" durch „720" 

ersetzt. 

29. § 41 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Lohnsteuer ist abzuführen 

1. spätestens am zehnten Tag nach Ablauf eines 
jeden Kalondermonats, wenn die einbehal¬ 
tene Lohnsteuer im vorangegangenen Kalen¬ 
derjahr mehr als 2 400 Deutsche Mark betra¬ 
gen hat; 

2. spätestens am zehnten Tag nach Ablauf eines 
jeden Kalendervierteljahrs, wenn die einbe¬ 
haltene Lohnsteuer im vorangegangenen Ka¬ 


lenderjahr mehr als 120 Deutsche Mark, aber 
nicht mehr als 2 400 Deutsche Mark betragen 
hat; 

3. spätestens am zehnten Tag nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahrs, wenn die einbehaltene 
Lohnsteuer nicht mehr als 120 Deutsche Mark 
betragen hat. 

Hat der Betrieb nicht während des ganzen vor¬ 
angegangenen Kalenderjahrs bestanden, so ist 
die im vorangegangenen Kalenderjahr einbe¬ 
haltene Lohnsteuer für die Feststellung des Ab¬ 
führungstermins auf einen Jahresbetrag umzu¬ 
rechnen. Hat der Betrieb im vorangegangenen 
Kalenderjahr noch nicht bestanden, so richtet 
sich der Zeitpunkt für die Abführung der Lohn¬ 
steuer danach, ob die im ersten vollen Kalender¬ 
monat nach Eröffnung des Betriebs einbehaltene 
Lohnsteuer nach Umrechnung auf einen Jahres¬ 
betrag den Betrag von 2 400 Deutsche Mark 
überstiegen (Ziffer 1) oder nicht überstiegen 
(Ziffer 2) hat." 

30. In § 46 Abs. 2 Ziff. 3 werden die Worte „§ 7 
Abs. 10 und § 18a Abs. 4" durch die Worte „§ 7 
Abs. 11, § 18 a Abs. 4 und 5 “ ersetzt. 

31. § 47 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der zweite Halbsatz des ersten Satzes wird 
durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„ ; der Arbeitslohn darf nicht um den Arbeit¬ 
nehmer-Freibetrag und den Weihnachts-Frei¬ 
betrag gekürzt werden. Versorgungsbezüge 
sind als solche kenntlich zu machen und ohne 
Kürzung um den nach § 6b Abs. 1 steuer¬ 
freien Betrag zu bescheinigen." 

b) Der letzte Satz wird gestrichen. 

32. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden 

aa) in der Ziffer 2 die Worte „Steuerklasse 
IV" durch die Worte „Steuerklasse IV 
oder V", 

bb) in der Ziffer 3 die Worte „dessen Lohn¬ 
steuerkarte für das vorausgegangene 
Kalenderjahr als zweite oder weitere 
Lohnsteuerkarte bezeichnet ist" durch die 
Worte „der für das vorangegangene Ka¬ 
lenderjahr nach der Steuerklasse VI be¬ 
steuert worden ist (§§ 14, 37 Abs, 1)" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 erhalten die Ziffern 1 und 2 fol¬ 
gende Fassung: 

„1. der Arbeitslohn und die davon einbehal¬ 
tene Lohnsteuer (§ 31 Abs. 3 Ziff. 2); der 
Arbeitslohn darf nicht um den Arbeit¬ 
nehmer-Freibetrag und den Weihnachts- 
Freibetrag gekürzt werden. Versorgungs¬ 
bezüge sind als solche kenntlich zu machen 
und ohne Kürzung um den nach § 6 b 
Abs. 1 steuerfreien Betrag anzugeben; 

2. die steuerfreien Bezüge (§§ 4 bis 6, § 32 a), 
mit Ausnahme des Arbeitnehmer-Frei¬ 
betrags (§ 6 a), des Weihnachts-Frei¬ 

betrags (§ 6 Ziff. 12) und des steuerfreien 
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Betrags bei Versorgungsbezügen (§ 6b 
Abs. 1) ( sowie Prämien für Verbesse- 
rungs Vorschläge, soweit sie steuerfrei 
sind (§ 31 Abs. 3 Ziff. 6) f ". 

c) In Absatz 3 werden die Worte „nach Ab¬ 
satz 1 Ziff. 1 und 2" durch die Worte „nach 
Absatz 1 Ziff. 1 bis 3" ersetzt. 

33. § 58 erhält folgende Fassung: 

„§ 58 

Anwendungszeitraum 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung in der 
vorstehenden Fassung sind, vorbehaltlich der 
Vorschriften in den Absätzen 2 und 3, erstmals 
anzuwenden auf den laufenden Arbeitslohn, der 
für einen nach dem 31. Dezember 1964 endenden 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 
sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 1964 
zufließen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind erstmals 
anzuwenden 

1. die Vorschriften in § 2 Abs. 3 Ziff. 2 Buch¬ 
stabe b auf Zuschüsse, die in Lohnzahlungs¬ 
zeiträumen gezahlt werden, die nach dem 
30. Juni 1965 enden, 

2. die Vorschriften des § 6 Ziff. 25 auf die Zeit 
nach dem 31. März 1965, 

3. die Vorschriften der §§ 6b, 26a, § 35 Abs. 4, 
§ 40 Abs. 4 Satz 2 und § 41 Abs. 3 auf den 
laufenden Arbeitslohn, der für einen nach 
dem 31. Dezember 1965 endenden Lohnzah¬ 
lungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige 
Bezüge, die nach dem 31. Dezember 1965 zu¬ 
fließen, 

4. die Vorschriften des § 37 Abs. 1 auf den lau¬ 
fenden Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit¬ 
räume, die nach dem 20. August 1965 enden. 


(3) Ist auf der Lohnsteuerkarte für 1965 ein 
steuerfreier Pauschbetrag nach § 26 der Lohn¬ 
steuer-Durchführungsverordnung in der Fassung 
vom 18. September 1962 (Bundesgesetzbl. I S.621) 
eingetragen worden, so ist der nach § 26 dieser 
Verordnung zustehende höhere steuerfreie 
Pauschbetrag erstmals im Lohnsteuer-Jahresaus¬ 
gleich für 1965 durch das Finanzamt zu berück¬ 
sichtigen. " 

34. Es wird der folgende § 59 angefügt: 

.5 59 

Geltung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 5 
des Steueränderungsgesetzes 1964 vom 16. No¬ 
vember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 885) und Arti¬ 
kel 10 des Steueränderungsgesetzes 1965 vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377) auch im 
Land Berlin." 

Artikel 2 

Anwendung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 5 des 
Steueränderungsgesetzes 1964 vom 16. November 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 885) und Artikel 10 des 
Steueränderungsgesetzes 1965 auch im Land Berlin. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 12. August 1965 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Verordnung 

zur Änderung der Dritten, Fünften, Sechsten, Neunten, Zehnten, 
Vierzehnten, Sechzehnten und Siebzehnten Verordnung 
zur Durchführung des Feststellungsgesetzes*) 

Vom 13. August 1985 


Auf Grund des § 43 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe a 
des Feststellungsgesetzes in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S.534), zuletzt ge¬ 
ändert durch § 2 des Siebzehnten Gesetzes zur Ände¬ 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 4. August 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 585), in Verbindung mit 
§ 12 Abs. 2 und § 16 Abs. 8 des Feststellungsgesetzes 
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates: 

§ 1 

Änderung der 3. FeststellungsDV 1 2 3 ) 

Die Anlage (Verzeichnis der Kreis-Hektarsätze 
und der Gebiets-Hektarsätze) zu § 2 Abs. 1 der Drit¬ 
ten Verordnung zur Durchführung des Feststellungs¬ 
gesetzes vom 24. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 518), zuletzt geändert durch § 1 der Verordnung 
vom 10. September 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 781), 
wird nach den Anlagen A und B geändert und er¬ 
gänzt. 

§ 2 

Änderung der 5. FeststellungsDV *) 

Die Fünfte Verordnung zur Durchführung des 
Feststellungsgesetzes vom 17. Dezember 1955 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 777), zuletzt geändert durch § 2 der 
Verordnung vom 10. September 1964 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 781), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Anlage 1 (Vervielfältiger zur Ermittlung des 
Regelwerts beim Rohmietverfahren) zu § 5 Abs. 4 
wird nach der Anlage C ergänzt. 

2. Die Anlage 2 (Verzeichnis der Haupt-Flächen¬ 
werte zur Ermittlung des Regelwerts beim 
Flächenwertverfahren) zu § 6 Abs. 2 wird nach der 
Anlage D geändert und ergänzt. 

§ 3 

Änderung der 6. FeststellungsDV 4 ) 

Die Sechste Verordnung zur Durchführung des 
Feststellungsgesetzes vom 23. März 1956 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 133), zuletzt geändert durch § 3 der 
Verordnung vom 23. August 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 711), wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„übersteigen hierbei die bewiesenen oder glaub¬ 
haft gemachten Betriebsmerkmale (§ 3) die je¬ 
weiligen Richtzahlen der letzten Tabellenzeile im 
Durchschnitt um nicht mehr als 5 vom Hundert, 


1) Ändert Bundesgesetzbl. III 622-1-DV 3, 622-1-DV 5, 622-1-DV 6 622- 

1-DV9, 622-1-DV 10, 622-1 -DV 14, 622-1-DV 16 und 622-1-DV 17 

2 ) Bundesgesetzbl, III 622-1-DV 3 

3) Bundesgesetzbl. III 622-1-DV5 

*) Bundesgesetzbl. III 622-1-D V 6 


ist die jeweilige Richtzahl der letzten Tabellen¬ 
zeile anzuwenden; übersteigen die bewiesenen 
oder glaubhaft gemachten Betriebsmerkmale die 
Richtzahlen um einen höheren Vomhundertsatz, 
ist § 9 Abs. 2 entsprechend anzuwenden." 

2. § 9 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Können für einen Betrieb, der unter die Vor¬ 
schrift in § 2 Abs. 1 Nr. 2 fällt, Unterlagen im Sinne 
des Absatzes 1 nicht vorgelegt werden, ist ein 
Ersatzeinheitswert im Wege des betriebswirt¬ 
schaftlichen Vergleichs oder durch Schätzung nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu ermit¬ 
teln." 

§ 4 

Änderung der 9. FeststellungsDV 5 ) 

Die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Feststellungsgesetzes vom 14. März 1957 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 214), zuletzt geändert durch § 4 der 
Verordnung vom 10. September 1964 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 781), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Anlage 1 (Gemeindeverzeichnis mit Boden- 
Flächenwert und Gebäude-Wertklasse) zu § 2 
Abs. 1 und § 4 Abs. 3 wird nach der Anlage E 
geändert und ergänzt. 

2. Die Anlage 5 (Gebäudearten und Merkzahlen des 
Gebäude-Flächenwerts) zu § 4 Abs. 3 wird nach 
der Anlage F ergänzt. 

3. Die Anlage 6 (Gebäude-Flächenwerte) zu § 4 
Abs. 3 wird nach der Anlage G ergänzt. 

§ 5 

Änderung der 10. FeststellungsDV 8 ) 

Die Zehnte Verordnung zur Durchführung des 
Feststellungsgesetzes vom 15. April 1958 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 279), zuletzt geändert durch § 5 der 
Verordnung vom 10. September 1964 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 781), wird wie folgt ergänzt: 

1. Die Anlage 1 (Kreisverzeichnis mit Angabe der 
Wertgruppen) zu § 4 wird nach der Anlage H 
ergänzt. 

2. Die Anlage 5 (Kreisverzeichnis mit Angabe der 
Pausch-Hektarsätze) zu § 8 wird nach der An¬ 
lage J ergänzt. 

§ 6 

Änderung der 14. FeststellungsDV 7 ) 

Die Vierzehnte Verordnung zur Durchführung des 
Feststellungsgesetzes vom 10. März 1961 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 170), zuletzt geändert durch § 6 der 

5) Bundesgesetzbl. III 622-1-DV 9 
8) Bundesgesetzbl. III 622-1-DV 10 
7) Bundesgesetzbl. III 622-1-DV 14 
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Verordnung vom 10. September 1964 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 781), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 10 Abs. 3 Satz 2 wird bei der Aufzählung zu 
den Hoch- und Halbstämmen angefügt: 

„von Citrusfrüchten ... 50 Quadratmeter". 

2. In § 11 Abs. 1 ist in der Gruppe 2 a hinter dem 
Wort „Quitte" ein Komma zu setzen und einzu¬ 
fügen „Citrusfrüchte". 

3. Die Anlage 1 (Gebietsverzeichnis mit Angabe der 
Wertgruppen) zu § 5 Abs. 3 wird nach der An¬ 
lage K ergänzt. 

§ 7 

Änderung der 16. FeststellungsDV 8 ) 

Die Anlage 1 (Gebiets-Ertragsrichtzahlen) zu § 7 
der Sechzehnten Verordnung zur Durchführung des 
Feststellungsgesetzes vom 14. Januar 1963 (Bundes- 
ge setz bl. I S. 21), geändert durch § 8 der Verordnung 
vom 10. September 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 781), 
wird nach der Anlage L geändert und ergänzt. 


§ 8 

Änderung der 17. FeststellungsDV 9 ) 

Die Siebzehnte Verordnung zur Durchführung des 
Festste 1 lungsges'etzcs vom 16. Juni 1964 (Bundes- 
geselzhl. I S. 356), geändert durch § 1 der Verord¬ 


nung vom 1. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 935), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Anlage 2 Teil B Abschnitt 3 Abs. 1 wird nach 
der Anlage M geändert. 

2. Die Anlage 2 Teil H Abschnitt 3 Abs. 1 wird nach 
der Anlage N ergänzt. 

§ 9 

Zeitpunkt der Anwendung der §§ 1 bis 8 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 8 sind mit Wirkung 
vom Inkrafttreten der durch diese Vorschriften je¬ 
weils geänderten Verordnungen anzuwenden. 

§ 10 

Anv/endung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 44 des Feststellungs¬ 
gesetzes, Artikel VI des Vierten Gesetzes zur Ände¬ 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 12. Juli 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 403) und des § 15 des Achten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 809) auch im 
Land Berlin. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 13. August 1965 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 


*) Bundesgesetzbl. III G22-1-DV 16 
Bundesgesetzbl. III 622-1-DV 17 
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Anlage A 
(zu § 1) 


Kreis- bzw. Gebiets-Hektarsätze 


Gebiet 

Kreis- bzw. 

Gebiets- 

Hektarsatz 

RM 

Vertreibungsgebiet China 

Ergänzungen 

Gebiet 

Hup eh 

400 

Tsinghai 

200 

Vertreibrnigsgebiet Finnland 

Ergänzung 

RegBez 

Mikkelin, 

soweit Gemeinde Pöyhölä 

200 

Vertreibnngsgebiet Frankreich 

Ergänzungen 

Departement 

Ais ne 

850 

Alpes Maritimes, 

soweit Geineinde Crasse 

700 

Doubs 

850 

Vertreibnngsgebiet Italien 

Ergänzung 

Provinz 

Bozen, 

soweit Gemeinde Sterzing 

600 

Vertreibungsgebiet Japan 

Änd e r u n g 

Vertreibungsgebiet Japan 

230 

Änderung in 

Vertreibungsgebiet Japan 
a) Nutzland 

230 

b) Vorratsland bis 100 ba 

20 

c) Vorratsland über 100 ha 

4 

Vertreibungsgebiet Kanada 

Ergänzung 

Provinz 

Manitoba, 

südlich der Eisenbahn Wadena, Canora 


Russel nach Winnipeg 

aa) Urbar gemachtes Nutzland mH 
Weizenbau 1939 

750 

ab) Urbar gemachtes Nutzland mit 
anderem landw. Anbau 1939 

500 


Gebiet 

Kreis- bzw. 

Gebiets- 

Hektarsatz 

RM 

b) Nicht urbar gemachtes Buschland bis 

20 v. H. des urbar gemachten Nutz- 


lands als Vorratsland 

80 

c) Übriges Buschland als Vorratsland 

40 

Vextreibimgsgebiet Polen II 

Ergänzung 

Kreis 

Pulawy, 

soweit Gemeinde Kazimierz 

980 


Vertreibnngsgebiet 

Vereinigte Staaten von Nordamerika 


Änderung 


Bundesstaat 


California 

Weideland im Erdölgebiet 

120 

Änderung in 

California 


aa) Urbar gemachtes Nutzland mit Wei¬ 
zenbau 1939 

700 

ab) Urbar gemachtes Nutzland mit 
anderem landw. Anba u 1939 

450 

b) Nicht urbar gemachtes Buschland bis 

20 v. H. des urbar gemachten Nutzlands 
als Vorratsland 

70 

c) Übriges Buschland als Vorratsland 

40 

d) Weideland im Erdölgebiet 

120 

Ergänzungen 


Bundesstaat 


Alabama 


a) Urbar gemachtes Nutzland 

500 

b) Nicht urbar gemachtes Buschland bis 

20 v. H. des urbar gemachten Nutz¬ 
lands als'Vorratsland 

60 

c) übriges Buschland als Vorratsland 

30 

Kansas 


aa) Urbar gemachtes Nutzland mit 
Weizenbau 1939 

850 

ab) Urbar gemachtes Nutzland mit 
anderem landw. Anbau 1939 

500 

b) Nicht urbar gemachtes Buschland bis 

20 v. H. des urbar gemachten Nutz¬ 
lands als Vorratsland 

90 

c) Übriges BuschJand als Vorratsland 

45 
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Gebiet 


Kreis- bzw. 

Gebiets- 

Hektarsatz 

RM 


Noch Vertreibungsgebiet 
Vereinigte Staaten von Nordamerika 

Louisiana 

a) Urbar gemachtes Nutzland 500 

b) Nicht urbar gemachtes Buschland bis 

20 v. H. des urbar gemachten Nutz¬ 
lands als Vorratsland 60 

c) übriges Buschland als Vörratsland 30 

Maryland 

aa) Urbar gemachtes Nutzland mit 

Weizenbau 1939 900 



Kreis- bzw. 


Gebiets- 

Gebiet 

Hektarsatz 


RM 


ab) Urbar gemachtes Nutzland mit 

anderem landw. Anbau 1939 500 

b) Nicht* urbar gemachtes Buschland bis 

20 v, H. des urbar gemachten Nutz¬ 
lands als Vorratsland 90 

c) übriges Buschland als Vorratsland 45 

Wisconsin 

a) Urbar gemachtes Nutzland 500 

b) Nicht urbar gemachtes Buschland bis 

20 v. H. des urbar gemachten Nutz¬ 
lands als Vorratsland 80 

c) Übriges Buschland als Vorratsland 40 





Kaffee¬ 

pflanzungen 


Kakao- oder 
Crioll o -Pfl anzungen 


andere andere 

Gebietsbereich Alters- Alters- Alters- Alters¬ 
klasse klasse klasse klasse 

5 bis 13 oder ohne 7 bis 24 oder ohne 
Jahre Alters- Jahre Alters¬ 
angabe angabe 

RM RM RM RM 

_1_ 2 3 4 5 

Vertreibungsgebiet 

EI Salvador 450 240 — — 

Heimatgebiet 
Französisch Marokko 

Ergänzung — — _ _ 

Vertreibungsgebiet 

Guatemala 

Ergänzung 

Gebiet 

Alta Verapaz _ _ _ __ 

Heimatgebiet Indonesien 

Ergänzung 

Gebiet 

Borneo — — — — 

Vertreibungsgebiet 

Kolumbien 

Ergänzung 

Gebiet 

Choco — — 270 140 

Heimatgebiete Tanganyika, 

Kenya und Uganda 

Ergänzung 

Distrikt 

Tanga — — — — 
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Anlage C 

(zu § 2 Nr. 1) 


Vervielfältiger 

zur Ermittlung des Regelwerts beim Rohmietverfahren 




Altbauten 


Neubauten 

Bewertungsbezirk 

MietwohngrundsLücke 
und geinisditgenutzte 
Grundstücke 

ohne i mit 

Abgelhirtgsbelrag 

Einfamilienhäuser 

ohne | mit 

Abgeltungsbetrag 

Mietwohn- 

grundstücke 

und 

gemischt- - 
genutzte 
Grundstücke 

Ein- 

familien 

häuser 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

RegBez Dresden-Bautzen*) 







III 

8 

94 

11,3 

12,1 

9 

12 

IV 

9 

9,9 

12,6 

13,2 

10 

13,3 

V 

10 

10,8 

13,8 

14,4 

10,5 

14 

V! 

11 

11,9 

15,3 

15,9 

11,5 

15,3 


*) Für den Regierungsbezirk. Dresden-Bautzen gelten die Vervielfältiger In den Spalten 2 bis 5 auch für Neubauten mit Zuschüssen aus öffent¬ 
lichen Mitteln, die im Sinne des § 25 Abs. 3 der Ersten Ausführungsverordnung zum Gesetz über Mieterschutz und Mieteinigungsämter vom 
17. August 1923 (Sachs. Gesetzblatt 1923 S. 413} in der Fassung der Vierten Ausführungsverordnung vorn 29. März 1928 (Sachs. Gesetzblatt 
1928 S. 74) gewährt worden sind. Die Vervielfältiger in den Spalten 6 und 7 gelten nur für Neubauten ohne solche Zuschüsse. 
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Anlage D 
(zu § 2 Nr. 2) 


Verzeichnis der Haupt-Flädienwerte 
zur Ermittlung des Regel Werts beim Flächen wert verfahren 


Gemeinde 

Mietwohng 
und gemisc 
Grund 

ohne 

Abgeltun 

RM 

A11 b < 

näc 

rundstücke 

fitgenutzte 

stücke 

| mit 

igsbetrag 

RM 

ernten 

henwert für 1 qm 

Einfamil: 

ohne | 

Abgeltun 

RM 

1 

Gesamtgeschoßfl 

ienhäuser 

mit 

gsbetrag 

RM 

Neub 

ache 

Mietwohn- 
grund stücke 
und 

gemischt- 

genutzte 

Grundstücke 

RM 

a u l e n 

Ein¬ 

familien¬ 

häuser 

RM 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Vertreibungsgebiet Ägypten 

i 

'Ergänzungen 

Assuan 


l 

22 


43 

35 

58 

Ezbet-el-Nakhl 

— 

15 

— 

42 

30 

58 

Vertreibungsgebiet Albanien 

Tirana 

— 

32 

— 

52 

46 

68 

Heimatgebiet Australien 

Ergänzung 

Albury 


30 


50 

42 

67 

Vertreibungsgebiet Belgien 
Teilgebiet Eupen und Malmedy 

Ergänzungen 

Elsenborn 


26 


47 

40 

64 

Meyerode 

— 

21 

— 

47 

33 

64 

Mürringen 

~ 

21 

— 

47 

35 

64 

ohne 

Teilgebiet Eupen und Malmedy 

Ergänzungen 

Charleroi 


34 


55 

46 

73 

Narnur 

— 

34 

_ _ 

55 

46 

73 

Turnhout 

— 

34 

— 

55 

46 

73 

Veldwezelt 

(Arrond. Tongeren) 


28 

— 

48 

41 

65 

Vertreibungsgebiet Dänemark 

Ergänzung 

Römö (Insel Röm), 

soweit Gemeindeten Möiby 


15 


46 

30 

63 

Vertreibungsgebiet Elsaß 

Ergänzung 

Rixheim 


29 


51 

41 

68 

Vertreibungsgebiet Finnland 

Ergänzung 

Pöyhölä 


18 


43 

33 

1 

58 
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G o m o i n d e 

Altb 

Fläc 

M iotwühngrundstücke 

11 rjd gern i.sch{.genutzte 
Grundstücke 

ohne | mit 

Ahqcltu ngsbetrag 

UM l RM 

a u t e n 

Ihenwert für 1 qm 

Einfamil 

ohne 

Abgeltun 

RM 

Gesamtgeschoßfi 

ienhäusei 

i mit 

igsbetrag 

RM 

| Neub 

äche 

Mietwohn- 
g rundstücke 
und 

gemischt- 

genutzte 

Grundstücke 

RM 

auten 

Ein¬ 

familien¬ 

häuser 

RM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

? 

Verl rei buiigs g eb i e 1 F ra n k reich 

H r g ä n z u n g e n 

Amifontainc 


I 

24 


47 

38 

64 

Bart 

— 

24 

_ 

47 

38 

64 

Bavans 


24 

— 

47 

38 

64 

Courcellcs-les-Montbeliard 

_ 

24 

_ 

47 

38 

64 

Saint Antoine 

(Alpes Maritimes) 


29 

— 

49 

41 

66 

Vert-relbungsgebiet Großbritannien 

Ertjänzu n g c n 

Heston & Tsleworlh 
(Grafschaft Middlesex) 


37 


62 

53 

86 

London 

SW 11 


54 


90 

85 

112 

SW 17 

— 

43 

— 

72 

68 

94 

Veitreibungsgebiet Guatemala 

Ergänzung 

San Pedro Carcha 


34 


55 

46 

75 

Heimatgebiet Indonesien 

Ergänzungen 

Indrapocra 


13 


41 

28 

57 

Soengai-Penoeh 

— 

15 

— 

42 

30 

58 

Vertreibungsgebiet 

Italien und Istrien 

Ergänzung 

Sterzing 


29 


49 

41 

66 

Vertreibungsgebiet Lothringen 

Ergänzungen 

Duss 


30 


52 

42 

69 

Longeville 

— 

31 

— 

51 

42 

58 

Nieder Jeutz 

— 

30 

— 

52 

42 

70 

Ober Jeutz 

_ 

28 

_ 

48 

41 

65 

Schönecken 

— 

28 

— 

48 

41 

65 

Wald wiesen 

— 

28 

— 

48 

41 

65 

Vertreibungsgebiet Niederlande 

Ergänzung 

Hoogeveen 
(Prov. Drenthe) 


32 


53 

44 

71 

Vertreibungsgebiet 

Vereinigte Staaten 
von Nordamerika 

Änderung 

Los Angeles 


44 


73 

69 

95 
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G o rn e i 11 (1 e 

Mietwohng 
und genäse 
Grund 

ohne 

Abgeltun 

RM 

Al tb , 

Fläc 

rund slücke 
fitgenutzte 
stücke 

| mit 

iqshetrag 

RM 

auten 

henwert für 1 qm 

Emfamili 

ohne j 

Abgel tun 

RM 

1 

GcsamtgesclioßfL 

ie nh aus er 

mit 

gs bet. rag 

RM 

Neub 

äche 

Mietwohn- 

grundstücke 

und 

gemischt- 

genutzle 

Grundstücke 

RM 

auten 

Ein- 

familien- 
hä user 

RM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

NochVertreibungsgebiet Vereinigte 
Staaten von Nordamerika 

Änderung in 

Los Angeles, Cal. 





1 

| 


Orts teil Alhambra 

— 

41 

— 

71 

66 

93 

Orts teil Los Angeles County 

— 

35 

— 

55 

47 

74 

Er{j ci nzungc n 







Baltimore, Md. 

— 

42 

i 

71 

67 

93 

Berkeley, Cal. 

— 

37 

1 

62 

52 

84 

Cambridge bei Boston, Mass. 

— 

37 

1 

1 

62 

i 

53 ! 

85 

Chikago, III. 



1 

i 

i 



Postbezirk (Postal Zone) 23 

— 

43 


72 

68 

94 

Postbezirk (Posta! Zone) 33 

— ; 

35 

1 

57 

50 

76 

Cleveland, Ohio 



1 




Poslbezirk (Posta! Zone) 3 

— 

42 

— 

71 

67 

93 

Post bezirk (Pos hü Zone) 6 

— 

39 

— 

67 

61 

90 

Pos (bezirk (Posta) Zone) 8 

— 

40 

— 

68 

65 

91 

Pos! bezirk (Posta! Zone) 15 

— 

44 

— 

73 

69 

95 

Columbus, Ohio 

— 

37 

— 

65 

58 

87 

Detroit, Midi. 







Postbezirk (Posta! Zone) 05 

— 

35 

— 

57 

50 

76 

Eureka, Cal. 

— 

32 

— 

53 

44 

71 

Kemps tead, N. Y. 







Ovtsteil Bellmore 


36 


60 

53 

80 

Orts teil He wlett 


36 

— 

60 

53 

80 

Milwaukee, Wisc. 







Post bezirk (Pos tat Zone) 4 

— 

39 

— 

67 

61 

90 

New York 

Brooklyn 



i 




Postbezirk (Postal Zone) 3 

— 

38 

i 

67 

60 

88 

Postbezirk (Postal Zone) 4 

— 

38 

i 

67 

60 

88 

Postbezirk (Postal Zone) 15 

— 

39 

— 

67 

61 

90 

Postbe/irk (Postal Zone) 30 


38 

— 

67 ! 

60 

88 

Riäunond, N. Y. 







Postbezirk (Postal Zone) 4 

— 

36 

— 

62 

56 

84 

Rye, N. Y. 


32 

— 

53 

43 

71 

San Franzisko, Cal. 







Postbezirk (Postal Zone) 5 


42 

— 

73 

68 

95 

Selrria, Ala. 


32 

— 

53 i 

44 

72 

Union, N. J. 

— 

37 

— 

64 

58 

86 
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Anlage E 

(zu § 4 Nr. 1) 


Gemeindeverzeichnis mit Boden-Flädienwert und Gebäude-Wertklasse 


Gemeinde 

Bodon-FHi 

T.rrLwiM'l 

UM 

idienwcrt 

Grenzwert 

RM 

Gebäude- 
, Wort¬ 
klasse 

1 

2 

3 

l 4 

Vertreibimgsgebiet 




Ägypten 

E r g ä n z u n g 

Ezbet-el-Nakhl 

0,8 

1,5 

9 

Vertreibimgsgebiet 

Albanien 

Tirana 

3,5 

20 

5 

RegBez Aussig 

Ergänzung 

Johannisbad 

2 

4 

7 


Heimatgebiet Australien 

Ergänzung 

Albury 2 7,5 8 

Vertreibimgsgebiet 

Belgien 

Teilgebiet 

Hupen und Malmedy 

Ergänzungen 

Elsenborn 1,5 3 9 

Meyerode 1,3 2,5 9 

Mürringen 1,3 2,5 9 

ohne Teilgebiet 
Eupen und Malmedy 


Ergänzungen 


Charleroi 

4 

17 

4 

Narnur 

4 

17 

4 

Turnhout 

4 

17 

4 

Veldwezelt 

(Arrond. Tongeren) 

1,8 

4 

8 


Vertreibimgsgebiet 

Dänemark 

Ergänzung 

Römö (Insel Rom), 
soweit Gemoindeleil 

Molby 0,8 1,5 9 

V ertreibung sgebiet 
Elsaß 

Ergänzung 

Rixheim 2 5 8 


Gemeinde 

Boden-Flädienwert 

Leitwert Grenzwert 

RM RM 

Gebäude- 
W ert- 
klasse 

1 

1 2 

1 3 

4 

Vertreibimgsgebiet 

Frankreich 




Ergänzungen 

Amifontaine 

1,3 

2,5 

9 

Bart 

1,3 

2,5 

9 

Bavans 

1,3 

2,5 

9 

Courcelles-les“ 

Montbeliard 
Questreville bei 

1,3 

2,5 

9 

Angerville (Seine-Oise) 
Saint Antoine 

0,8 

1,5 

9 

(Alpes Maritimes) 

1,8 

3,5 

8 


Vertreibungsgebiet 

Großbritannien 

Ergänzungen 
Heston & Isieworth 

(Grafschaft Middlesex) 5,5 52 3 

London 

E 8 6 150 0 


Vertreibungsgebiet 

Guatemala 

Ergänzung 

San Pedro Charcha 4,5 25 4 


Heimatgebiet Indonesien 

Ergänzungen 

Indrapoera 0,8 1,3 9 

Soengai-Penoeh 0,8 1,5 9 


Vertreibungsgebiet 
Italien und Istrien 

Ergänzung 

Sterzing 2 4 8 


Vertreibungsgebiet 

Lothringen 

Ergänzungen 


Duss 

2 

5 

7 

Longeville 

2 

4,5 

7 

Nieder Jeutz 

2,5 

7 

7 

Ober Jeutz 

1,8 

3,5 

9 

Schönecken 

1,8 

3,5 

9 

Waldwiesen 

1,8 

3,5 

9 



Nr. 39 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 19. August 1965 


83 3 



Boden-Flächenwert 

Gebäude- 


Boden-Flächen wert 

Gebäude- 

G o in ciiide 

Leitwert 

Grenzwert 

Wert- 

Gemeinde 

Leitwert | 

Grenzwert 

Wnrt- 


RM 

RM 



RM ] 

RM 


1 

2 

3 

4 

1 

2 

3 

4 

Vertreibungsgebiet 




Los Angeles 

7 

300 

0 

Niederlande 




Änderung in 




Ergänzung 




Los Angeles, Cal. 




Hüogevocn 




Ortsteil Los Angeles 




(Prov. Dronlhe) 

3,5 

11 

6 

County 

3,5 

12 

6 





Ergänzungen 








Baltimore, Md. 

7 

300 

0 

Vertreib ungs gebiet 




Cambridge bei Boston, 




Vereinigte Staaten 




Mass. 

5,5 

52 

i 

von Nordamerika 




Chikago, III. 




Änderungen 




Postbezirk 




Cleveland, Ohio 

7 

300 

0 

(Postal Zone) 33 

2 

70 

0 





Eureka, Cal. 

3,5 

10 

6 

Änderung in 




San Franzisko, Cal. 




Cleveland, Ohio 




Postbezirk 




Postbczirk. 




(Postal Zone) 5 

7 

250 

0 

(Posta 1 Zone) 6 

6 

180 

0 

Postbezirk 




Poslbezirk 




(Postal Zone) 24 

1,5 

30 

0 

(Postal Zone) 15 

7 

300 

0 

Selma, Ala. 

3,5 

11 

6 
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Anlage F 

(zu § 4 Nr. 2) 


Gebäudearten und Merkzahlen des Gebäude-Flädienwerts 


Lfd. Nr. 

Be/.eii hmimj der Gebäude 
und der Bauart 

Bau! i die 
Ausgestaltung 

Merkzahl des 
Gebäude-Flachen werts 

1 

2 

3 

4 

19 

Wohnhülton für eingeborene Arbeitskräfte in tro¬ 
pischen Gebieten 

feste 

Umf a ssnn gs wände 

6 


Anlage G 

(zu § 4 Nr, 3) 


Gebäu d e-Flä rhenwerte 


Merk'/ülil 
des Gebäude- 
Hachen wojls 
nach Anlage 5 


Gebäude-Wertklasse muh Anlage 1 

Baujahre 0 | 1 | 2 | 3 j 4 | 5 j 6 | 7 | 8 j 9 

Gefcä utle-F 1 adienwe 1 1 in Re i dismark 


a 


b 


2 3 4 5|67 


8 


9 


6 


1945 -30 
29-18 
vor 1918 


6 6 

4 4 

2 2 


6 5 5 5 
4 4 4 3 
2 2 2 1 


5 


3 

1 


4 

3 


1 


4 . 4 

3 3 

i i 
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Anlage H 

(zu § 5 Nr. 1) 


Kreisverzeichnis mit Angabe der Wertgruppen 


Kl ei -,s 

Hochwald 

Entfernung in Kilometern 
von der Verladestelle 

bis 8 [ über 8 bis 16 | über 16 

Wertgiuppe 

Niederwald 
und Nicht¬ 
wirtschaftswald 

1 

2 

3 

4 

1 5 

Vertreibungsgebiet Bessarabien 

Hcumatauskunftstellc 8 b 

4,5 

5 

5,5 

5,5 

Vertreibungsgebiet Finnland 

Heim ata uskunfts teile 16 

RegBez 

Mikkelin 

5 

5,5 

6 

6 

Vertreibungsgebiet Japan 

Heimatausk uni ts tolle 34 

Gebiet. 

Hokkaido 

4,5 

5 

5,5 

5,5 

Vertreibungsgebiet Jugoslawien 

Hei mat.a usk unf tstel 1 c 7 

Ergänzungen 

Teilgebiet Banat 

umfassend die Kreise 

Kubin, Weißklrdien, Werscholz 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

im übrigen 

3 

3,5 

4 

4 

Teilgebiet Baranya 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

Teilgebiet Batschka 

umfassend den Kreis 

M a r i a -Ther e s i op ei 

3 

3,5 

4 

4 

im übrigen 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

Teilgebiet Bosnien 

umfassend die Kreise 

Brlschko, Derventa, Doboj, Gradacac, Tuzla 

3 

3,5 

4 

4 

Banja Luka, Bosnisch. Novi, Bosnisch Dubica, 
Prijedor, Sarajewo, Zeniva 

3,5 

4 

4,5 

4,5 

im übrigen 

4 

4,5 

5 

5 

Teilgebiet Krain II 

Kreis 

Loitsch 

2,5 

. 

3 

3,5 

3,5 
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Kreis 

Hochwald 

Entfernung in Kilometern 
von der Verladestelle 

bis 8 | über 8 bis 16 1 über 16 

Wertgruppe 

Niederwald 
und Nicht- 
wirtschaftswald 

1 

2 

3 

4 

5 

Noch Vertreibimgsgebiet Jugoslawien 

Teilgebiet Kroatien 

umfassend die Kreise 

Agram 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

Bjelovar, Djurdjevac, Garesnica, GJina, Ivan.ec, 
Kostajnica, Krapino, Krizevci, Kutina, Novi 
Marof, Petrin ja, Samobor, Stub i ca, Varasdin 

3 

3,5 

4 

4 

im übrigen 

3,5 

4 

4,5 

4,5 

Teilgebiet Küstengebiet 

3,5 

4 

4,5 

4,5 

Teilgebiet Serbien 

3,5 

4 

4,5 

4,5 

Teilgebiet Slawonien 

umfassend die Kreise 

Diakowar, Essegg, Nasch ii.ze, Slawonski Brod, 
Unter Mi holz, Winkowzi 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

im übrigen 

3 

3,5 

4 

4 

Teilgebiet Syrmien 

umfassend die Kreise 

Alt Pasua, Ruma, Sendin, Sdiid, Syrmisch 
Mitrowilz, Wukowar 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

im übrigen 

3 

3,5 

4 

4 

Teilgebiet Untersteiei mark I 

Kreis 

Unter Limb ach 

3,5 

4 

4,5 

4,5 

Vertreibimgsgebiet Polen II 

Heimatauskunils teile 21 

Ergänzung 

Bobrka 

2,5 

3 

3,5 

3,5 

Vertreibimgsgebiet Sowjetunion 

Heimatauskunftsielle 8 a 

4,5 

5 

5,5 

5,5 

Heimatgebiet Tanganyika 

Heimatauskuniislelle 34 

6 

6,5 

7 

7 



Anlage J 

(zu § 5 Nr. 2) 


Kreisverzeidinis mit Angabe der Pausch-Hekfarsätze 







Hochwald 













Holzartengruppe 





Niederwald 



Kiefer j 

Fichte 

| Eiche 

| Buche | 

Erle | 

Birke 



wirt schafts- 

Kreis 





bei der Größe der Betriebsarten 







wald 


bis 10 ha | 

10 bis 50 ha j 

bis 10 ha | 

10 bis 50 ha j 

| bis 10 ha j 10 bis 50 ha| bis 10 ha ! 10 bis 50 haj 

! bis 10 ha ! 

[ 10 bis 50 haS 

bis 10 ha 

| 10 bis 50 ha i 

I bis 10 ha j 

[ 10 bis 50 ha 








Pa u sch-Hektarsatz 








RM 

. RM | 

RM 

RM 

RM | RM | 

RM j RM | 

RM | 

RM j 

RM 

RM | 

RM 

RM ! 

RM 

1 

2 a 

2 b 

3 a 

3 b 

4 a | 4 b 

5a J 5b 1 

6 a 

6b 1 

7 a 

? b 1 

| 8 a 

8 b 

9 


Verirelfeimgsgebiet 

Bessarabien 

Heimatauskunftstelle 8 b 70 80 120 200 90 140 50 80 40 60 40 60 30 50 30 


V ertreibungsgebiet 
Finnland 

Heimatauskunftstelle 16 

Ergänzung 

RegBez 

Mikkelin 90 150 160 270 190 320 70 120 HO 190 70 110 50 90 35 


V ertreibungsgebiet 
Frankreich 

Heimatauskunftstelle 16 

Ergänzungen 

Departement 

Aisne 130 210 230 390 280 460 90 150 130 210 80 140 60 110 40 

Alpes Maritimes, 

soweit Gemeine Grasse — —. — — — — — — — — — — — — 60 

Doubs 130 210 230 390 280 460 90 150 130 210 80 140 60 110 40 

Vertreibnngsgebiet 
Jugoslawien 
Heimatauskunftsteile 7 

Ergänzungen 


Teilgebiet Banat 
umfassend die Kreise 
Kubin, Weißkirchen, 


Werschetz 

80 

120 

170 

270 

190 

310 

160 

260 

— 

— 

— 

— 

50 

70 

30 

für die Holzart Akazie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

270 

450 

— 

— 

— 

— 

—- 

— 

— 

im übrigen 

70 

110 

60 

90 

130 

210 

140 

230 

— 

— 

— 

— 

50 

70 

30 

für die Holzart Akazie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

240 

400 

— 

— 

— 

___ 

— 

— 

— 


{ 
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Niederwald 


Kreis 


Kiefer | Fichte | 

bis 10 ha | 10 bis 50 ha| bis 10 ha | 10 bis 50 ha | 


Hochwald 
Holzartengruppe 
Eiche \ Buche j 

bei der Cröße der Betriebsarten 
bis 10 ha J 10 bis 50 ha [ bis 10 ha j 10 bis 50 ha j 
Pause h - Hektarsatz 


Erle | Birke j 

bis 10 ha j 10 bis 50 ha| bis 10 ha | 10 bis 50 ha j 


bis 10 ha } 10 bis 50 ha 


Nicht- 

wirtschafts* 

wald 



RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM 

| RM 

RM ] 

RM 

I RM 

1 

| 2 a 

2 b 

| 3 a 

3 b 

4 a 

4 b 

5 a 

5 b 

6 a 

6 b 

7 a 

i 7b 


8 b 

1 9 


Noch Vertreibungs¬ 
gebiet Jugoslawien 


Teilgebiet Baranya 

für die Holzart Akazie 

Teilgebiet Batschka 

umfassend den Kreis 
Maria-Theresiopel 
für die Holzart Akazie 
im übrigen 

für die Holzart Akazie 

Teilgebiet Bosnien 

umfassend die Kreise 
Brtschko, Derventa, 
Doboj, Gradacac, Tuzla 

Banja Luka, Bosnisch 
Novi, Bosnisch Dubica, 
Prijedor, Sarajewo, 
Zenica 
im übrigen 

Teilgebiet Krain II 

Kreis 

Loitsch 

Teilgebiet Kroatien 

umfassend die Kreise 
Agram 

Bjelovar, Djurdjevac, 
Garesnica, Glina, Ivanec 
Kostajnica, Krapina, 
Krizevci, Kutina, Novi 
Marof, Petrinja, Samo¬ 
bor, Stubica, Varasdin 
im übrigen 


— 

— 

80 

90 

140 

60 

100 

160 

70 

90 

140 

210 

80 

130 

190 

80 

120 

170 

— 

— 

200 

100 

160 

220 


90 

140 

210 

80 

130 

190 

80 

130 

80 


130 190 310 

90 130 210 

110 140 • 220 

340 230 370 

310 210 350 

280 200 330 

330 120 190 

360 240 390 


340 

230 

370 

310 

210 

350 

120 

120 

200 


210 

350 

50 

270 

450 

— 


200 

320 

50 

240 

400 

— 

210 

350 

60 

270 

450 

— 


200 

320 

50 

180 

290 

40 

170 

270 

40 

80 

130 

60 

210 

350 

60 


200 

320 

50 

180 

290 

40 

130 

210 

40 


80 50 70 

80 50 70 

90 50 70 


80 

50 

70 

60 

40 

60 

60 

40 

60 

90 

50 

70 

90 

50 

70 


80 

50 

70 

60 

40 

60 

60 

40 

60 


50 70 30 

50 70 30 

50 70 30 


50 

70 

30 

30 

50 

30 

30 

50 

30 

50 

70 

30 

50 

70 

30 


50 

70 

30 

30 

50 

30 

30 

50 

30 


Teilgebiet Küstengebiet 
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Nt«derwald 


Kreis 


Hochwald 

Holzartengruppe 

Kiefer j Fldhte } Eiche j Buche ! Erie | Birke 

bei der Größe der Betriebsarten 


Nicht¬ 

wirtschafts¬ 

wald 


bis 10 ha i 10 bis 50 ha j bis 10 ha | 10 bis 50 ha j bis 10 ha I 10 bis 50 ha] bis 10 ha | 10 bis 50 ha | bis 10 ha | 10 bis 50 ha j bis 10 ha | 10 bis 50 ha| bis 10 ha | 10 bis 50 ha 

Pausch-Hektarsatz 



RM 

RM 1 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM | 

RM 

RM 

RM 

RM 

RM | 

RM | 

RM i 

RM 

J 

2 a 

2 b 

3 a 

3 b 

4 a 

4 b 

5 a 

5 b 

6 a 

6 b 

7 a 


3 a j 

8 b 

9 

Noch Vertreibungs¬ 
gebiet Jugoslawien 
Teilgebiet Serbien 

80 

130 

140 

230 

120 

200 

110 

170 

40 

60 

40 

60 

30 

50 

30 


Teilgebiet Slawonien 

umfassend die Kreise 
Diakowar, Essegg, 
Naschitze, Slanwonski 
Brod, Unter Miholz, 


Winkowzi — 

— 

90 

150 

240 

390 

160 

260 

60 

90 

50 

70 

50 

70 

30 

im übrigen — 

Teilgebiet Syrmien 

umfassend die Kreise 


80 

130 

230 

370 

140 

230 

50 

80 

50 

70 

50 

70 

30 

Alt Pasua, Ruma, Sem- 
lin, Schid, Syrmisdi 

Mitrowitz, Wukowar — 


130 

210 

240 

390 

150 

250 

60 

90 

50 

70 

50 

70 

30 

im übrigen — 

— 

120 

190 

180 

290 

140 

230 

50 

80 

50 

70 

50 

70 

30 

Teilgebiet 

Untersteiermark I 















Kreis 

Unter Limbach _ 


70 

110 

100 

160 

50 

70 

40 

60 

40 

60 

40 

60 

30 


2 


Vertreibungsgebiet 

Lothringen 

Heimatauskunftstelle 16 140 240 250 420 320 530 120 200 140 230 130 220 70 120 45 


Vertreibungsgebiet 
Polen II 

Heimatauskunftstelle 21 
Ergänzung 

Bobrka 100 170 140 240 230 380 100 170 70 110 60 100 50 80 40 


Vertreibungsgebiet 

Sowjetunion 

Heimatauskunftstelle 8 a 60 90 100 150 110 190 80 140 110 180 70 110 50 90 40 
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K i e i s 


Hochwald 

Holzartengruppe j Niederwald 

Kiefer | Fichte i Eiche | Buche I Erle ! Birke 

bei der Größe der Betriebsarten 

bis 10 ha | 10 bis 50 ha 1 bis 10 ha j 10 bis 50 ha! bis 10 ha } 10 bis 50 ha | bis 10 ha | 10 bis 50 ha | bis 10 ha | 10 bis 50 ha | bis 10 ha | 10 bis 50 ha | bis 10 ha | 10 bis 50 ha 

Pausch-Hektarsatz 


Nicht¬ 

wirtschafts¬ 

wald 



RM 

RM 

RM 

RM 

| RM 

RM 

RM 

RM 

RM | 

RM 

RM 

RM 

K.Vl 

RM 

| RM 

1 

2 a 

2 b 

3 a 

3 b 

4 a 

4 b 

5 a 

5 b 

6 a 

6 b 

7 a 

7 b 

G a 

8 b 

9 


Heimatgebiet 

Tanganyika 

Heimatauskunftstelle 34 — — — — — — — — — — — — — — 30 


für die Holzarten 

Ebenholz, Grevilleen, 

Mahagoni, Mwule als 
Nutzgehölze auf der 
Grundlage von Pflan¬ 
zung und Naturver¬ 
jüngung — — — — — — 40 70 
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Anlage K 
(zu § 6 Nr. 3) 


Gebiets Verzeichnis mit Angabe der Wertgruppen 



Wertgruppe 

C1 e b i e t 

Gemüse¬ 

bau-, 

Blumen- 


Bauinsdiul-, 

Rebschul- 

bau-, 

Gemischt- 

ünd 

Spargelbau¬ 

betriebe 

Obstbau¬ 

betriebe 

und Forst- 
Pflanzen¬ 
zucht- 
betriebe 

1 

2 

3 

4 


Vertreibungsgebiet Elsaß 

Heimatauskunftstelle 16 

Ergänzung 

Kreis 

Altkirch 223 

Vertreibungsgebiet 
Vereinigte Staaten 
von Nordamerika 

1 leim atauskun ft stelle 34 
Ergänzung 

Sonoma County 
bei Santa R.osa 


3 


3 


4 
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Anlage L 
(zu § 7) 


A. Gebiets-Ertragsriditzahlen 


der Seenfischereibetriehe 



Gebiet 

Gebiets- 
Ertrags- 
riehtzahl der 
Seenfischerei¬ 
betriebe 



1 

2 


Vertreibungsgebiet Bessarabien 

I Joiniütinf (.stelle 8 b 

Jalpudi-See 30 


Vertreibungsgebiet Böhmen und Mähren 

H e i m a l a u s k u n fiste Ile 2 

Gebiet ohne durchgeführte Einheitsbewertung 
Änderung 

Die bisherige Fassung wird Abschnitt I 
E r g ä n z u n g 

Folgender Abschnitt II wird an gefügt: 

„II. Andere Seen 

1. Mühlteich irn Gerichtsbezirk Gewitsch 120 

2. Stausee Gewitsch im Gerichtsbezirk 

Gewitsch 95" 


Vertreibungsgebiet Lettland, Litauen 
und Estland 

He 1 m a tau sk u n f Ist eile 10 

Ä n d e r u n g e n 

In Abschnitt II Nummer 3 werden eingefügt 
die Gebiete der Kreise „Dorpat Landkreis" 
und „Wolmar“ 

In Abschnitt II Nummer 4 wird eingefügt 
das Gebiet des Kreises „Mazeikiai". 
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B. Gebiets-Ertragsrichtzahlen 
der Flußfischereibetriebe 


Gebiet 

Gebiel.s- 
Erliktcjs- 
richf/dhi der 
Flußfi scher ei - 
betriebe 

1 

2 

RegBez Allenstein 

Tfeiinatauskunflslelie 25 


Ergänzungen 

21. Der Babanl-E] uß 

22. Der Krutinner Fluß 

30 

vom Gar 1 en see bis zur Sf r a!j e ab rück e bei 

Alt Ukl.a 

75 

23. Der Gab lick-Fluß 

35 


Vertreibungsgebiet Böhmen und Mähren 

I Iejm ü lausk u n 11.s t.e I i.o 2 

Gebiet mit dmchgefiihrter Einheitsbewertuiig 


Ergänzung e n 
K reis B erg re i eh erislei n 

3. der Filzbach 22 

4. Der Haidibach 14 

5. Der Hinterhäuser Bach 14 

6. Der Still sei len hach 14 

7. Der Stubonbach 14 

Kreis Krumm au 

Der Chumbfidi.1 14 

Kreis Prachatitz 

1. Der Breiterbergbach 10 

2. Der Heugsterbacht 14 

3. Die Kalle Moldau 14 

4. Der Langaubachl 10 

5. Der Müblaukanal 10 

6. Die Mülllauscli welle 16 

7. Der Müldbergbacb 10 

8. Die Warme Moldau 20 

9. Der Zabor scher Bach 14 

Kreis Znaim 

1. Der Mühlbach in Joslowitz 14 

2. Die Thaya 40 


Gebiet ohne durch gebührte Emheitsbewertung 
Änderunge n 

In Nummer 8 (Die Bachläufe) wird angefügt: 

,,d) Gewitscher Bach, Molleiner Bach, Mühl¬ 
bach, Wild bach im Gerichts bezirk 
Ge witsch 14 

e) Bu dislau er Bach 

im Gerichts bezirk Sobieslau 14" 


Gebiet 

Gebiets- 
Ertrags¬ 
richtzahl der 
Flußfischerei¬ 
betriebe 

1 

2 

RegBez Breslau 


Heimatauskunftstelle 17 


Änderungen 


In Nummer 1 (Die Oder) ist hinter dem 

Wort „Kreisen" einzufügen „Brieg,". 


in Nummer 2 (Die Gl atz er Neiße) erhält 

Buchstabe a folgende Fassung: 


„a) im Kreis Habeischwer dt 

90" 

In Nummer 6 (Forellenbäche) sind die Kreise 

„Frankenstein, Reichenbach und Schweid¬ 


nitz" einzufügen. 


Ergänzungen 


8. Die Ohle 


a) im Kreis Ohlau 

100 

b) im Kreis Strehlen 

80 

c) im Kreis Frankenstein 

40 

9. Die Große Lohe 


a) im Kreis Strehlen 

70 

b) im Kreis Schweidnitz 

45 

c) im Kreis Reichenbach 

25 

10. Die Kleine Lohe 


im Kreis Strehlen 

45 

11. Bachläufe 

16 

Heimatauskunflstelle 18 


Ergänzung 


6. Die Große Lohe 

100 

RegBez Danzig 


Heimatauskunftstellen 26 b und 27 


Ergänzungen 


33. Die Tiege mit Verästelungen 


a) von der Mündung bis zur Entwässe¬ 


rungsmühle Tiegenort 

90 

b) weiter bis zur Abzweigung des Mül¬ 


lerland-Kanals 

70 

c) weiter bis Tiegenhof 

50 

34. Der Kleine Zug mit Verästelungen 

90 

RegBez Eger 


Heimatauskunftstelle 9 


Änderung 


Der Nummer 2 wird folgender Buchstabe e 

an gefügt: 


ff e) Schossenreuth (Kreis Eger) 

15- 
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c.; e 1. i 0 t 

Gebicts- 

Ertraqs- 

richtzalii der 
Flußlische rei¬ 
ben lebe 

1 

2 

RegBez Gumbinnen 

He im at a u s k. an f t stellen 24 a u n d 2 4 b 


Änderungen 



Tn Nummer 5 (Der Ru[1 ström) erhall. 

en die 


Buchstaben a und b folgende Fassung: 



„a) Von Teilung in ALmath und Skirwiet 


bis Fähre Schak en dorf/Schakune 11 en 


aa) ohne Quapponfi scher ei und 

Neun- 


augenfi sch er ei 


230 

ab) mit Quappenfischerei und 

Neun- 


äugen fisch er ei 


320 

a c) mi t Qua ppen fi scherei 


260 

ad) mit Neun augenfi scher ei 


290 

b) weiter bis Mündung der Jäge 

aa) ohne Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfi scherei 


210 

ab) mit Quappenfischerei und 

Neun- 


au gen fisch er ei 


290 

ac) mit Quappenfischerei 


240 

ad) mit Neunaugen fi scherei 


260' 

Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

„7. Die Atmath 

von der Mündung bis zum Ort Ruß 


a) ohne Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfi scher ei 


155 

b) mit Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


220 

c) mit Quappenfischerei 


175 

d) mit Neunaugenfischerei 


195' 

Nummer 8 erhält folgende Fassung: 

„8. Die Skirwiet 

einschließlich von Verästelungen 

a) ohne Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


150 

b) mit Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


210 

c) mit Quappenfischerei 


170 

d) mit Neun augenfischerei 


190 

Nummer 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Die Gerade Ost 

a) ohne Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


150 

b) mit Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


211 

c) mit Qua ppenfi scherei 


170 

d) mit Neun augenfischerei 


190 

Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

„10. Die Wittinnis Ost 

a) ohne Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


200 

b) mit Quappenfischerei und 

Neun- 


augenfischerei 


280 

c) mit Quappenfischerei 


230 

d) mit Neunau gen fi scherei 


260 


Gebiet 

Gebiets- 
Ertrags- 
riebt?ahl. der 
Flußfischerei- 
be triebe 

1 

2 

In Nummer 14 {Die Minge) erhält der Buch- 


stabe a folgende Fassung: 

,,a) Von Taggraben bis König-Wilhelm- 


Kanal (Pilimbrücke) 

aa) ohne Quappenfischerei und Neun- 


augenfischerei 

90 

ab) mit Quappenfischerei und Neun- 

augenfischerei 

130 

ac) mit Quappenfischerei 

105 

ad) mit Neunaugenfischerei 

115" 

Nummer 15 erhält folgende Fassung: 

»15. Der König-Wilhelm-Kanal 

a) von der Mündung bis Lankuppen 

21 

b) Durchstich bei Jazischken 

aa) ohne Quappenfischerei und 

Neunaugenfischerei 

55 

ab) mit Quappenfischerei und Neun 


augenfischerei 

75 

ac) mit Quappenfischerei 

60 

ad) mit Neunaugenfischerei 

70" 

Nummer 71 erhält folgende Fassung: 

„71. Die Pokallna 

a) ohne Quappenfischerei und Neun 


augenfischerei 

55 

b) mit Quappenfischerei und Neun 

- 

augenfischerei 

75 

c) mit Quappenfischerei 

60 

d) mit Neunaugenfischerei 

70" 

Nummer 103 wird gestrichen. 
Ergänzungen 

107. Die Abrahamszoge 

45 

108. Die Bundlup 

25 

109. Die Drawöhne 

95 

110, Das Dumbelgewässer 

160 

111. Der Dumbelfluß 

60 

112. Die Ischei 

90 

113. Die Kartoppell 

45 

114. Die Leiteine 

25 

115. Der Lenkim (Pelintck) 

65 

116. Die Paragelle 

45 

117. DieRußneit 

70 

118. Die Schm eite Ile 

25 

119. Die Schmulszoge 

72 

120. Die Sklade-Palang 

92 

121. Die Stadtszoge 

42 

122. Die Stillbeck 

25 

123. Die Szeisdrup 

45 

124. Die Ulm 

60 

125. DieWillkinn 

60 


RegBez Königsberg 

Heimatauskunftstelle 22 
Ergänzung 

15. Verbindungsfließ zwischen dem Flach- 

See und dem Kleinen Rotzung-See 35 
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Gabieis- 

G o b i o t 

riclrt/.dhl der 


r hißte; che re i- 


belriebe 

1 

2 


RegBez Köslin 

Heimatauskunitstolle 31 
Änderung 

Nummer 30 erhall folgende Fassung: 

„30. Die Wipper 

a) von der Mündung bis zur Nord- 

bnicke Rfigonwcil.de 70 

b) von Zoll!) rück bis Ha mm er müh le 50" 

Vertreibimgsgebiet Lettland 
Hcjmalau.sk uni ts teile 10 b 
Änderungen 

Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

,1. Die Düna 

a) innerhalb des Stadtgebiets Riga 
von Mühlgraben bis zur Nordspitze 
der Insel Dahlen 


aa) volles Fi scherei recht 290 

ab) beschränk tes Fischerei recht 100 

b) weiter bis zur Mündung der Oger 

aa) volles Fischereirecht 230 

ab) beschränktes Fischereirecht 80" 


Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Windau 

innerhalb der Kreise Goldingen und 
Windau 

a) von 10 km oberhalb der Mündung bis 


Gut War wen 80 

b) weiter bis zur Stadtgrenze Goldin gen 60 

c) innerhalb der Stadt Goldingen 125" 

Ergänzungen 

8. Die Tebber 

von der Mündung bis Appricken 40 

9. Die Ruje 25 


RegBez Liegnitz 

Heimatauskunf tstelle 19 

Änderungen 

Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Der Bober 

45 


Gebiet 

Gebiets- 
Ertracjs- 
richtzuhi der 
Flußi'isdierei- 
be triebe 

1 

2 


b) im Kreis Löwenberg 

aa) von Grenze gegen Kreis Bunz- 
lau bis einschließlich Gemeinde 


Lähn 45 

ab) weiter bis Grenze gegen den 

Kreis Hirschberg 100 

c) im Kreis Hirschberg 60 

d) im Kreis Landeshut 40" 

Der Nummer 3 (Der Queis) wird angefügt: 

,,c) im Kreis Löwenberg 40" 

Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

„10. Die Katzbach 


in den Kreisen Goldberg, Liegnitz 
Landkreis, Jauer 60" 

In Nummer 12 {Bachläufe) werden die WÖrt- 
ter gestrichen 

„im Kreis Grünberg". 

Ergänzungen 

13. Die Iser 

in den Kreisen Löwenberg und Hirsch- 

berg Landkreis 40 

14. Der Baderbach 

im Kreis Lauban 25 


RegBez Grenzmark Posen-Westpreußen 

Heimatauskunftstelle 32 
Ergänzungen 

22. Verbindungsfließ zwischen Großer Lübbe¬ 
see und Kuddow-See 16 

23. Die Döberitz 25 

24. Die Alte Netze 

im Netzekreis 30 


Vertreibungsgebiet Ungarn 

Heimatauskunftstelle 5 

Die Donau 
mit Verästelungen 


a) im Kreis ßunziuu 


260 
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C. Gebiets-Ertragsrichtzahlen 


der Teichbetriebe 

Gebiet 

Gebiets- 
üilraqs- 
richtzahl der 
Teichbetriebe 

1 

2 


Vertreibungsgebiet Böhmen und Mähren 

Heimatauskunftstclle 2 

Gebiet ohne durchgeiülirte Einheitsbewertung 

Änderungen 

In Nummer 2 Buchstabe b werden die fol¬ 
genden Gerichtsbezirke eingefügt: 

„Blatna, Budweis, Chrudim, Eule, Gewitsch, 

Kiritoin, Kolin, Königsaal, Melnik, Mün- 
chcngrätz, Olmütz, Prag Nord, Triesch, 
Tschaslau, Ung. Hradisch" 

E r qänzungen 

4. Gebiet der Gerichtsbezirke 

Willingau, Wodnian 150 

Vortreibungsgebiet Lettland 

I le :i. m a l. ausku n J: l s l e 11 e 10b 
Ä n d e rung 

Der Nummer 4 wird angefügt das Gebiet des 
Kreises 
„Ko sitten". 

Verlrcibungsgebiet Litauen 
I leim ul a usku nf i: s teil e 10c 
E r g ä n z u n g 
Kreis 

Sakiai 86 


Vertreibungsgebiet Polen II 
I leimaUiuskunftstelle 21 
Egänzung 
Kreis 
Zborow 


130 
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Anlage M 

(zu § 8 Nr. 1) 


Bewertungssatz 


Lagebezeidmung 

■-—■- 1 

Bezeichnung der Fisdiereibereditigung 

Bewertungssatz 
für eine 

Fisdiereibereditigung 

RM 

1 

2 

3 


Änderung 


Kurisches Haff und Krakerorter Lank 

2. Bei Fischerei mit Einzelnachweis der für das 



Recht zugelassenen Gezeuge 



Fischerei mit 



1 halben kleinen Sommergarn, Flügel über 180 m 

60 


Änderung in 



1 halben kleinen Sommergarn, Flügel bis 120 m 

i 

60 




848 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1965, Teil I 


Anlage N 

(zu § 8 Nr. 2) 


Bewertungssatz 





1 

Bewertungssatz bei 





1 Mutungsfeldern 

Mineral 



Ausbeute- 





leldern 

für 

oder 

Gebiet 

Abbauform 



Mineral gerne nge 



1 Tonne 

1 Hektar 

1 Mutung s- 




Ausbeute 

große 

feld 




RM 

RM 

RM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


Ergänzungen 





Braunkohle 

RegBcz Breslau, Frank¬ 
furt, Liegnitz und Oppeln 

Tagebau 

1,50 

20 

_ 



Unter¬ 

tagebau 

0,75 

20 

— 


Vertreib urig s g ebi e t 

Polen II 

Tagebau 

1,05 

20 

— 



Unter¬ 

tagebau 

0,50 

20 

— 

Steinkohle 

Heiuiatgebiet 

Indonesien 

Gebiet Borneo 

Unter¬ 

tagebau 

0,25 
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